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hrivathlage Dr. Sſchreibers gegen die

„halleſche Zeitung
ger Abgeordnete Dr. Walther Schreiber in Halle hat

wen die „Halleſche Zeitung“, vertreten durch den Haupt
zſtleiter He lmut Böttcher, Privatklage wegen Be

hidigung erhoben, nachdem letzterer eine Sühneverhand-
ing vor dem Schiedsrichter abgelehnt hatte. Das Amts
richt Halle hat darauf die Eröffnung des Hauptverfahrens

r dem hieſigen Schöffengericht am 28. Mai, vormittags
a Uhr, beſchloſſen. Die Beleidigung wird in einem Artikel
n Nr. 42 der „H. Z.“ vom 26. Januar, überſchrieben: „Eine
fögliche Demokratenverſammlung“, erblickt, in welchem es

g. hieß: „Dr. Schreiber glaubte ſich mit der infamen Lüge
etten zu können, daß die Deutſchnationalen durch den
vootkrieg Amerika gegen uns in den Krieg getrieben
ſetten.“ Ferner: „Man muß ſagen, daß dieſe Kampfesweiſe
dr. Schreibers ein Maß von Unehrlichkeit und Unwahr-
gftigkeit verrät, das wir ſelbſt bei einem Dr. Schreiber nicht
r möglich gehalten hätten. Das iſt politiſche Brunnenver-
gſtung ſchlimmſter Art. Wer in ſolcher Weiſe die politiſche
ſmoſphäre vergiftet, hat überhaupt das moraliſche Recht
erwirkt, der Deutſchnationalen Volkspartei einen Vorwurf
u machen und ſich über Parteigezänk zu beklagen. Wer mit
vlchen Waffen kämpft, der iſt moraliſch nicht disponiert, um

her das Thema „Gemeinſame Arbeit der Weg zum
Piederaufbau Deutſchlands“ ſprechen zu können.“

Vorſtehende Ausführungen beziehen ſich auf einen Vor
trag Dr. Schreibers am 25. Januar im Walhallatheater, wo
dieſer u. a. behonptet hatte:

Die Deutſchnationale Volkspartei habe durch ihre oppo-
itionelle Haltung das Vaterland in ſeinem Unglück im Stich

laſſen,t die Kreiſe der Deutſchnationalen Volkspartei hätten das

Vaterland „tot geſiegt“,
die falſche Einſtellung der deutſchen Politik während des

Krieges ſei eine Schuld der Konſervativen geweſen, da der
Kanzler von Bethmann Hollweg ſtets zu den Konſervativen
gehört habe und noch heute ein konſervativer Mann ſei,

die Kreiſe der Deutſchnationalen Volkspartei hätten
Kaiſer Wilhelm II. die Treue gebrochen,

die Kreiſe der Deutſchnationalen Volkspartei hätten
durch die Forderung des uneingeſchränkten U-Bootkrieges
Amerika gegen uns in den Krieg gedrängt.
Trotz dieſer Behauptungen erklärte Dr. Schreiber einige
Tage danach in einem in der „Saalezeitung“ veröffentlichten
„Offenen Briefe“, daß er in jenem Vortrage „kein ſcharfes
Vort, geſchweige denn eine Beleidigung gegen irgend eine
Partei ausgeſprochen“ hätte.

Dem Angeklagten Hauptſchriftleiter Helmut Böttcher
wird als Rechtsbeiſtand Herr Rechtsanwalt Spilling-
halle zur Seite ſtehen.
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Keine Jnternationaliſierung der 2. Zone
b. Kopenhagen, 26. Mai.

Das Organ des früheren Miniſters für Schleswig, Han
ſen, die Zeitung „Hejmdal“, ſchreibt Mocgen wird die Bot
ſhafterkonfereng in Paris wieder eine Sitzung ab
halten. Zur Veratung ſteht der Vertrag über die Abtretung
Nordſchleswigs. Wie verlautet, handelt es ſich dabei um
einen dreiſeitigen Vertrag, der von Dänemark, Deutſchland und
der Entente unterſchrieben werden ſoll. Die Botſchafterkonferenz

weint ſich in keine Verhandlungen über die Jnternationg-
liſierung der zweiten Zone einlaſſen zu wollen.

„Hanſſen veröffentlicht ferner einen Bericht über die angeb
hen Verhandlungen zwiſchen Deutſchland und
Nnemark im Herbſt 1918 über eine Grenzregulie-

ung und teilt mit, daß man bei direkten Verhandlungen mit
deutſchland ebenſoviel erzielt hätte, wie ſpäter durch Vermittlung

Entente. „Jch hatte wirklich am 9. Oktober einen Beſchluß
wiert, daß das, was wirklich nach Recht und Geſetz däniſch iſt,
an Dänemark zurückgegeben wird. Wir aufder Karte eine Grenzlinie (die Südgrengen der erſten Zon und

r dieſe Grenze will ich nun in meinen Beſprechungen mit
karlamentariern und Regierungsvertretern arbeiten

Die Veröffentlichung, die in den nächſten Tagen fortgeſetzt
werden ſoll, darf intereſſantes Material zutage fördern.

w. Flensburg, 26. Mai.

Köſter,

z nicht wieder zu beſetzen.

Donnerstag, 27. Mai
Das Büro des Abwicklungs

wird nach Schleswig verlegt.
da. Kopenhagen, 26. Mai.

Hier werden große Vorbereitungen getröffen, um die fran
zöfiſchen Beſatzungstruppen von Nordſchleswig, die
heute nachmittag aus Flensburg hier eintreffen, zu empfangen.
Es kommen 125 Matroſen von „Le Téméraire“ und 500 Apen-
jäger vom 22. Vataillon. In den Straßen, die die Truppen durch
giehen, ſind die meiſten Häuſer mit däniſchen und franzöſiſchen

e ne el de bie 9Dänemark hat die Auswanderung nach Beendigung desKrieges wieder beträchtlich dem Kriege wan
derten aus Dänemark rund 8000—-9000 Perſonen jährlich aus.
Während des Krieges ging die Auswanderung ſtark zurück; 1917
verließen nur 1614 Perſonen, 1918 ſogar nur 793 Perſonen das
Land. Sofort nach Veendigung des Krieges im Jahre 1919 ſtieg
die Auswanderung beträchtlich und erreichte bis Ende des ge
nannten Jahres die Anzahl von 3341 Perſonen. Sieben Achtel
dieſer Austwanderer ſuchte in Nordamerikg eine neue Heimat,
250 Perſonen in Mittel und Südamerika, 165 in Kanada, 2 in
Auſtralien und 2 in Aſien.
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Was koſtet die Beſetzung des Maingaues?
(Von unſerem Sonder berichterſtatter

h. Berlin, 26. Mai.
Entgegen den bisher verbreiteten Meldungen, daß

Frankreich für die vierzehntägige Beſetzung des Main
gaues Erſatzforderungen in Höhe von 29 Millionen
Franken an Deutſchland erhoben habe, wird berichtet, daß
an zuſtändiger Stelle keine derartige Anforde-
rungen an die deutſche Regierung geſtellt worden ſind.

Amerikaner gegen die Unabhängigen
p. Köln, 26. Mai.

Nach einer Mitteilung des Kölner Blattes der Unab
hängigen Sozialdemokraten, der ſozialiſtiſchen
„Republik“, iſt ihrer Partei im amerikaniſch beſetzten Teil
des Wahlkreiſes Koblenz-Trier die Wahlarbeit
unterbunden worden. Der Leiter des Wahlgeſchäfts,
Rubhauſer, wurde von der Beſatzungsbehörde nach Koblenz
geladen und ihm von einem amerikaniſchen Major, dem
politiſchen Chef des amerikaniſchen Oberkommandos, der
Ausweiſungsbefehl übergeben. Nach dem Grunde
der Ausweiſung befragt, erklärte der Major, „er wolle mit
dem Geſindel nichts zu tun haben“. Einem etwaigen Nach
folger werde es ebenſo gehen.

Die Verſchiebung der Spa Konferenz
b. London, 26. Mai.

Die an die deutſche Regierung gerichtete alliierte Note, in
der mit Rückſicht auf die deutſchen Wahlen der Auf
ſchub der Konferenz in Spa bis zum 21. Juni vorge
ſchlagen wird, hebt hervor, daß der Zweck der Konferenz ſei, die
Nichterfüllung feierlicher Verpflichtungen des Verſailler Ver
trages durch Deutſchland zu erörtern und Abmachungen wegen
der Sicherung der Durchführung des Vertrages in
Zukunft zu treffen. Es ſei deshalb von größter Wichtigkeit, daß
die Konferenz nicht durch ein außerhalb ihrer liegendes Urteil
(external préoccupation) abgelenkt oder verzögert werde.

Auf einer Völkerbundkonferenz in Llandrindo,
Wales, wurde ein Brief Lloyd Georges verleſen, worin
dieſer bedauert, der Konferenz nicht beiwohnen zu können, und
hingzufügt, der Gedanke, daß der Völkerbund erfolglos blei
ben könnte, würde eine furchtbare Ausſicht eröffnen.
Die einzige Möglichkeit, die dann bliebe, wäre der Krieg, deſſen
zerſtörende Methoden ſo entwickelt worden ſeien, daß der Tod
der Ziviliſation die Folge ſein würde. Dieſe Anſicht ſei zu
furchtbar, um ſie auch nur in Erwägung zu ziehen.

Auf der Konferenz in Rom hat der Völkerbundrak be
ſchloſſen, vor Ende des Jahres eine internationale Konferenz
für das Verkehrsweſen einzuberufen, die die Aufgabe hat,
eine ſtändige Organuiſation für das internationale
Verkehrsweſen zu ſchaffen, um die Freiheit des Verkehrs und des
Gütertransport zwiſchen den Mitgliedſtaaten zu ſichern, um da
mit die Wiederherſtellung des Güteraustauſches und die wirt
ſchaftliche Geneſung der Welt zu fördern.

Reuter erfährt, daß im Zuſammenhang mit der
in Spa wieder eine Delegation' des britiſchen Rei-
ch e s zuſammentreten ſoll. Die vier Dominions ſind erſucht
worden, Vertreter zu ernennen, die indeſſen nicht gezwun
gen ſind, nach pa zu gehen, ſondern mit dem Reichs
kabinett beraten können.

Die Friedenskonferenz hat verlangt, daß Deutſch
hand Oberſt Rylander aus der Kommiſſion für das Sagr
gebiet abberufe.

w. Paris, B. Mai.
Ueber eine Unterredung mit Clemencegu wird im

„Gaulois“ berichtet: Clemenceau ſagte, England und Amerika
hätten den Betrag, den Deutſchland zu zahlen fähig ſei, auf
75 Milliarden geſchätzt. Frankreich hätte für ſeinen
Anteil die Kampfzone wieder aufbauen ſollen. Er ſei dagegen
geweſen und ſchließlich habe man ſich auf die Löſung des Ver
trages von Verſailles geeinigt. Es ſei folgerichtig, daß
Poincuré ſein Amt als Vorſitzender des Wiedergutma
ausſchuſſes niedergelegt habe.

w. Berlin, 26. Mai.
Mit dem nach London gehenden Kurier hat heute das Reichs

ausgleichsamt die erſten deutſchen Forderungen gegen
das britiſche Ausgleichsamt abgeſandt.

Seſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30. Fernruf Amt Kurfürſt Ar. 6290
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle Saale

Das Grundſchulgeſetz
Von Dr. v. Kries,Vizepräſident der preußiſchen Landesverſammlung.

Jn der Erregung der Wahlvorbereitungen und in den
ſonſtigen Nöten der Zeit iſt die am 28. April 1920 erfolgte
Verabſchiedung des Geſetzes betreffend die Grund
ſchulen und Aufhebung der Vorſchulen faſt
ſpurlos an der deutſchen Oeffentlichkeit vorübergegangen.

Und doch greift dieſes Geſetz mit rauher Hand nicht nur
tief ein in bisher ſorgſam geſchonte Rechte der Erziehungs-
berechtigten, ſondern macht auch Tauſende von Lehrern und
namentlich von Lehrerinnen brotlos.

Jn Ausführung des Artikels 146 der Reichsverfaſſung
wird beſtimmt, daß die Volksſchule in den vier unterſten
Jahrgängen als die für alle gemeinſamen Grundſchulen, auf
der ſich auch das mittlere und höhere Schulweſen aufbaut, ein
zurichten iſt.

Dieſe Vorſchrift gibt an ſich zu keinerlei Bedenken Anlaß.
Es wird ſich nicht beſtreiten laſſen, daß ein ſozialverſöhnender
Gedanke in der Grundſchule verſchloſſen liegt.

Sicher aber iſt, daß die praktiſche Durchführung dieſes
Gedankens längere Zeit erfordert und daß Ueberhaſtung auf
dieſem Gebiete nur ſchädlich wirken kann.

Soll die Grundſchule ihren Zweck erfüllen, ſo darf ſie
nicht mit überfüllten Klaſſen arbeiten. Eine ſehr ſtarke
Vermehrung der Volks ſchulklaſſen wird alſo
die unerläßliche Vorausſetzung der Durchführung des Grund
ſchulgedankens bilden müſſen. Hat man in der Reichsregie-
rung und in der Nationalverſammlung ſich Rechenſchaft
darüber gegeben, welches Baubedürfnis auf dem Ge-
biete des Volks ſchulweſens dieſer neue Gedanke auslöſen muß,
und ob man dieſem Baubedürfnis wirklich rechtzeitig wird
Rechnung tragen können? Der Bericht des Ausſchuſſes und
die Verhandlungen der Vollverſammlung ergeben nichts
hierüber. Für den richterlichen Beurteiler muß es bei der
ſich noch immer verſchärfenden Wohnungsnot, bei der be-
kannten Vorausſicht noch Jahre im weſentlichen unverändert
bleibenden Hinderniſſen einer ausreichenden Steigerung der
Bautätigkeit und nicht zum wenigſten auch bei den zer-
rütteten Finanzen des Reiches völlig ausgeſchloſſen er
ſcheinen, daß auch nur in einem Jahrzehnt die erforderlichen
Bauten zur ſachgemäßen Durchführung hergeſtellt werden
können. Preußen hat m. W. im laufenden Jahre nur
3 Millionen Mark zur Unterſtützung von Volksſchulbauten
bereit ſtellen können: ein Betrag, der. nicht im entfernteſten
zureicht, um den ſonſtigen Baubedürfniſſen gerecht zu werden.
Wie ſollen in den nächſten Jahren die großen Summen
flüſſig gemacht werden, um für die Ausgeſtaltung der Grund
ſchule die erforderlichen Räume zu ſchaffen?

Das Geſetz ordnet weiter an, daß die beſtehenden öffent-
lichen Vor ſchulen und Vorſchulklaſſen alsbald aufzu-
heben oder von Beginn des Schuljahres 1920/21, ſoweit
dies nicht angängig, ſpäteſtens von Beginn des Schuljahres
1921/22 dergeſtalt abzubauen ſind, daß die unterſte Klaſſe
nicht mehr geführt wird und der geſamte Abbau ſpäteſtens
zu Beginn des Schuljahres 1924/25 abgeſchloſſen ſein muß.
Jn privaten Vorſchulen und Vorſchulklaſſen gelten die gleichen
Vorſchriften, doch kann, ſoweit der alsbaldige Abbau erheb
liche wirtſchaftliche Härten für die Lehrkräfte oder für Unter
haltungsträger mit ſich bringen würde oder aus örtlichen
Gründen untunlich iſt, die völlige Aufhebung bis zum Be
ginn des Schuljahres 1929/30 hinausgeſchoben werden. Wird
dann ein Aufſchub gewährt, ſo iſt dafür zu ſorgen, daß die
Geſamtſchülerzahl der Vorſchulklaſſen der Privatſchulen den
bisherigen Umfang nicht überſteigt. Privatunterricht
für einzelne Kinder oder gemeinſamer
Unterricht für die Kinder mehrerer Familien
darf an Stelle der Grundſchule nur ausnahmsweiſe in beſonderen Fällen zuge-
laſſen werden. Die Aufhebung der privaten Vorſchulen
zwingt ſpäteſtens zu Beginn des Schuljahres 1929/30 die an
ſolchen Schulen befindlichen Lehrkräfte, ihren bisherigen Er
werb aufzugeben und ſich nach einem anderen Erwerbe umzu
ſehen. Für die Gouvernanten und Hauslehrer wird die
Exiſtenzfrage alsbald brennend.

Man ſollte denken, daß vor Erlaß eines in die Wirt
ſchaftsverhältniſſe zahlreicher Lehrer und Lehrerinnen ſo
ſcharf einſchneidenden Geſetzes genaue Erhebungen über die
Zahl und Unterbringungsmöglichkeiten dieſer ſo ſchwer durch
das Geſetz bedrohten Staatsbürger angeſtellt worden ſind.
Man ſtaunt daher, wenn man hierüber in dem Ausſchußbericht
nichts findet, und wenn gar in den Verhandlungen der Voll
verſammlung regierungsſeitig erklärt wird, daß hierüber kein
Material vorhanden fei, und damit eingeräumt wird, daß
man fich auf Seiten der Regierung um dieſe Frage gar nicht
gekümmert habe.

Statiſtiſches Material ſteht mir leider bezüglich der
Gouvernanten und Hauslehrer gar nicht, bezüglich der Lehrer

Privatſchulen nur in ſehr unzureichendem Maße zur Ver-
ügung.

Jn Preußen waren nach der Schulſtatiſtik des Jahres
1911 in Privatſchulen, die mit dem Ziele der Volksſchule
arbeiteten, etwa 450 Lehrkräfte vollbeſchäftigt, an privaten
Lehranſtalten mit den Zielen mittlerer Schulen etwa 3600
und an vrivaten Lyzeums annähernd 4000.



rn werden fetzt die Vorſchulk lſo a ulkla en,d. h. die für Kinder in den erſten drei, nach näherer Fe
ſtimmung der zuſtändigen Behörde unter Umſtänden in den
erſten vier, Schulpflichtjahrgängen t Klaſſen weg
genommen und damit die Axt an die Wurzel ihrer Exiſtenz
möglichkeit gelegt, zumal die an dieſen Schulen vielfach be
zogenen Zuſchüſſe der Geineinden durch die Neuregelung wohl
ſchon in Wegfall kommen werden.

Wie weit die an dieſen Schulen wirkenden Lehrkräfte
werden abgeſchoben werden müſſen, iſt ſchwer zu ſagen. Zu
nächſt wird man vielleicht einen Teil der an dieſen Schulen
noch zahlreich nebenamtlich beſchäftigten Lehrkräfte abſchieben
T an ſich auch ein bedauerlicher Vokgang, da dies ältere
Leute meiſt ſind, die nur wenig noch verdienen können
aber ſicher iſt, daß ein großer Teil der vorſtehend nach der
Statiſtik von 1911 bezifferten Lehrperſonen im Laufe der
nächſten Jahre ihren bisherigen Erwerb aufgeben muß und
nun ſehr ſchwer anderweitig wird unterkommen können. Die
öffentlichen Schulen werden ſogar nur wenige dieſer Lehr
perſonen übernehmen. Durch die Uebernahme der
aus den ab getretenen Gebieten der Heimat
zuſtrömenden Lehrer und Lehrerinnen ſind
ſie auch auf Jahre hinaus übervoll. Zahlreiche
namentlich ältere Leute werden buchſtäblich ins Elend ge
ſtoßen, denn die allgemeine Zuſicherung in 8 2 Abſatz 2 des
Geſetzes, daß man wirtſchaftlichen Härten durch Entſchädigung
aus öffentlichen Mitteln begegnen oder ihnen gegenüber einen
anderweitigen Ausgleich ſchaffen ſolle, verleiht den Be
troffenen kein klagbares Recht und dürfte mehr oder weniger
auf dem Papier ſtehen bleiben.

Noch übler ſieht es mit der Zukunft der Gouvernanten
und Hauslehrer aus, denen nicht einmal die bei den Privat
ſchulen vorgeſehene Galgenfriſt zugebilligt iſt. Ueber ihre
Zahl fehlt mir jeder Anhalt. Bekannt iſt nur, daß nach
Ende des Krieges Tauſende vorübergehend im Volksſchul-
dienſt beſchäftigte Lehrperſonen entlaſſen ſind, um den zurück-
kehrenden Lehrern wieder Platz zu machen, und jetzt natur
gemäß durch Privatunterricht ihren Unterhalt ſuchen.

Erwägt man, daß das von mir über die Privatſchulen
zuſammengeſtellte Zahlenmaterial aus dem Jahre 1911
ſtammt, heute alſo wohl ſicher hinter den tatſächlichen Zahlen
zurückbleibt, daß es ſich weiter nur auf Preußen bezieht, für
ganz Deutſchland die Zahlen alſo weſentlich höher ſein
müſſen, und zieht man in Betracht, daß die für die Privat
vorſchulen gegebenen Friſten äußerſte Friſten ſind, die ſicher
nicht in allen Fällen voll ausgenutzt werden können, daß viele
Privatſchulen aus den oben angedeuteten Gründen viel früher
eingehen werden, und erwägt man endlich, daß die zweifellos
nach Tauſenden zählenden Hauslehrer und Gouvernanten
alsbald oder doch zu Beginn des nächſten Schuljahres
größtenteils ihren bisherigen Erwerb werden aufgeben
müſſen, ſo kann man ſich ein Bild. von dem Elend
machen, die überſtürzte Geſetzesmacherei über
einen bisher ſeinen Platz im Volksleben voll ausfüllenden
wertvollen Beruf heraufgeführt hat.

Die Bedenken gegen den ſchweren Eingriff in die Er-
ziehungsrechte, den man im Jntereſſe der Gleichmacherei
leichten Herzens angenommen hat, treten demgegenüber völlig
in den Hintergrund. Man mag dieſen Eingriff beklagen,
aber es geſchieht dadurch immerhin nicht der unheilbare
Schaden, den das Geſetz in ſeiner jetzigen Ausgeſtaltung für
die große Zahl der Privatlehrer bringt. Für ſie wird
man nur wünſchen können, daß der neue Reichstag
durch wohlüberlegte Anwendung des Geſetzes über die Grund
ſchulen das wieder in Ordnung bringt, was
überhaſtete und von mangelnder Rechts
kenntnis getragene Geſetzesmacherei der Nationalver
ſammlung wie auch auf anderem Gebiete, einzureißen und
zu zerſtören droht.

Hölz wird doch ausgeliefert

W b. Berlin, 26. Mai.ie aus Dresden berichtet wird, hat der Juſtizminiſter derTſchechoSlowakei Preſſevertretern gegenüber n a l
der zurzeit in der Feſtung Karthaus bei Gitſchin untergebracht
iſt, nicht an die ſächſiſche Regierung ausge liefert wird.
Der Miniſter hat dies damit begründet, daß die Tat des Hölz
als folitiſcher Akt anzuſehen ſei, und daß die deutſche Regierung
KappLüttwitzErhardt ins Ausland habe
Höls verbüßt zurzeit wegen Uebertretungen,
Flucht durch Böhmen ſich
kurzfriſtige Freiheitsſtrafe.

die er auf ſeiner
hat zuſchulden kommen laſſen, eine

Nachdruck verboten.

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

47) Von Max Dreu- Halle.
s wer lautete unſere Antwort (in deutſcher Sprache

natürlich):
„Die deutſche Gemeinde Beidenburg dem hohen Komi-

tat. Wir haben mit Erſtaunen den Erlaß des hohen
Komitats zur Kenntnis genommen, in welchem wir mit der
Bezeichnung „Rebellendorf“ belegt werden. Wir müſſen uns
auf das nachdrücklichſte gegen dieſe beleidigende Bezeichnung
verwahren, die wir nicht verdient haben. Wir ſind unſerer
Obrigkeit allezeit treu, hold und gewärtig geweſen und ſind
unſeren Pflichten ohne Murren nachgekommen. Dafür
haben wir aber auch geglaubt, daß unſere Rechte geachtet
werden würden: das Recht der Selbſtverwaltung in Ge-
meinde, Kirche und Schule, und vor allem das Recht, deutſch
zu ſein. Wir mußten jedoch ſehen, daß alle dieſe Rechte nicht
nur angetaſtet wurden, ſondern daß man verſuchte, ſie ohne
weiteres aufzuheben. Dem aber wollen wir nicht ruhig zu-
ehen, und wir bitten ein hohes Komitat im Jntereſſe des
Landfriedens, des Dorffriedens und des Friedens jedes ein
zeinen hüben und drüben, daß man uns nicht ferner be-
drängen möge und uns in Ruhe und Stille leben laſſe, als
jute und treue Bürger des Königreichs Ungarn. IJnsbe-
ſondere bitten wir um Gottes unſeres Herrn Jeſu Chriſti
willen, von dem Schulerlaß und von allen Gewaltakten
gegen uns abzuſehen, denn mit unfehlbarer Sicherheit
würden dieſe auf unſerer Seite Zorn und Erbitterung wach-
rufen und uns vielleicht auf einen Weg fortreißen, deſſen
Ende nicht abzuſehen ſein würde.

Wir ſind einem hohen Komitat treu, hold und ge
wärtig.

Die deutſche Gemeinde Beidenburg.
Jm Auftrage: Reiner,

Ortsvorſteher.“
So ſchrieben wir, und einſtimmig wurde die Abſendung
Schriftſtücks beſchloſſen.

entkom men baſſen.

er

Dagegen meldet der „Dok. Anz. Wie von zuſtändiger
erklärt wird, iſt die von anderer Seite verbreitete Mitteilung, daß
Höl z nicht ausgeliefert werde, und daß ſich angeblich der tſche
chiſche Juſtizminiſter in dieſem Sinne geäußert habe, voll
kommen unzutreffend Die eſiſche Regierung hatdie amtliche Mitteilung erhalten, daß Hölz zwar nicht wegen
ſeiner politiſchen Vergehen, wohl aber wegen ſeiner gemeinen
r Plünderung, Brandſtiftung uſw., ausgeliefert wer

Einigungsverfahren im Kerzteſtreik
w. Berlin, 26. Mai.

Zum Streik der Kaſſenärzte mit den Kran
kenkaſſen wird uns vom Reichsarbeitsminiſterium mitge-
teilt, daß dort Verhandlungen über ein Einigungsver

ahren eingeleitet ſind, das in Kürze beginnen ſoll. An dieſem
erfahren werden 2 beamtete Vertreter und je 5 Vertreter der

Ae und der Kaſſenverbände teilnehmen. Die Leitung des
Ei ngsverfahrens wird vorausſichtlich einer von den Aerzten
vorgeſchlagenen ſehr ſachkundigen Perſönlichkeit übertragen
werden, nachdem die Kaſſenverbände ihre Zuſtim-
mung erteilt haben.

h. Breslau, 26. Mai.
Die hieſigen Kaſſenärzte befinden ſich ſeit geſtern nach

mittag im Streik und behandeln nur gegen Bezahlung von
8 Mark für jede Behandlung.

Die Beute der Bolſchewiſten
w. Amſterdam, 26. Mai.

Engliſchen Blättern zufolge geben die Bolſchewiſten bekannt,
daß ihnen außer der ganzen Kaſpiſchen Flotte der
weißen Garde u. a. 50 Geſchütze, 20 000 Granaten, 23 drahtloſe
Stationen und 10 Flugzeuge in die Hände gefallen ſind.

Tſchitſcherin teilte dem perſiſchen Miniſter des Aeußern
mit, die Sowjetregierung ſei bereit, eine diplomatiſche Miſſion
der perſiſchen Regierung in Moskau zu empfangen.

Die Heimreiſe deutſcher Kriegsgefangener
b. Helſingfors, 26. Mai.

Ueber 80000 deutſche Kriegsgefangene
werden aus Rußland über Finnland nach Hauſe trans-
portiert. Sie ſollen über Reval und Björkö befördert werden.
Urſprünglich war deren Heimtransport über Südrußland
und Rumänien in Ausſicht genommen. Nunmehr hat man
ſich für die nördliche Route entſchloſſen. Die Gefangenen
werden in Moskau und Petersburg geſammelt und mit der
Bahn bis zu dem Hafen gebracht, in dem ſie ſich an Bord
eines deutſchen Schiffes begeben.

Nach hierher gelangten Mitteilungen ſollen ſich viele der
Gefangenen infolge der jahrelangen Gefangenſchaft mit ihren
vielen phyſiſchen und moraliſchen Leiden im Zuſtand gänz-
lichen Zuſammenbruches befinden. Man rechnet mit einem
monatlichen Transport von 2000 Mann über Reval bezw.
Syſterbäck und Björkö, ſo daß in den vier Sommermonaten
etwa 8000 Gefangene abtransportiert werden. Jn Bijörkö
ſind Bäder, Desinfektionsanſtalten und Unterkunftsbaracken
in genügender Menge bereitgeſtellt. Viele der Gefangenen
ſind nur noch in Lumpen gehüllt, und es fehlen ihnen auch
Unterkleider und Wäſche. Jn Helſingfors hat ſich ſofort ein
Ausſchuß hilfsbereiter Damen gebildet, welcher Samm-
lungen von Geld und Kleidern in großem Maße alsbald in
die Wege leitet.

Die Wiedereinſetzung der Marineoffiziere
b. Berlin, 26. Mai.

Nachdem in Kieb und Wilhelmshaven in den letzten Mo
naten in maritimer Hinſicht Verhältniſſe herrſchten, vor deren
Ungeheuerlichkeit die maßgebenden Stellen nur allzu lange
die Augen geſchloſſen haben, ſchreitet der Reichswehrminiſter
Dr. Geßler nunmehr zur Errichtung einer ordnungs--
mäßigen Hommandogewalt. Die Seeoffiziere
ſollen wieder eingeſetzt werden, und zwar alle Offi-
ziere, denen im Zuſammenhang mit dem 13. März nichts
zur Laſt gelegt werden kann. Da die Arbeiten des Unter
ſuchungsausſchuſſes noch nicht beendet und die Angelegen-
heiten eines gewiſſen Teiles des Marineoffizierkorps auf
dieſe Weiſe noch nicht geklärt ſind, ſchreitet die Beſetzung
der einzelnen Kommandoſtellen nur langſam vor. Stations-
chef in Wilhelmshaven wird Konteradmiral
Zenker, in Kiel Kommodore Frhr. v. Gagern.
Man darf zu dieſen beiden erprobten Offizieren das Ver-
trauen haben, daß ſie unnachſichtlich für die Wiederherſtellung

Stelle

geordneter Verhältniſſe Sorge tragen werden.

„Die Miniſter zweier feindlicher Staaten“, ſagte Pfarrer
Mathias bedeutſam, „würden eine ſolche Note ein Ulti-
matum nennen!“

Noch heute iſt jene unſere Antwort durch einen expreſſen
Boten in die Stadt gebracht worden.

Mir aber iſt heute abend das Herz ſeltſam ſchwer, und
mein liebes Weib hat viele Mühe, mir die Falten von der
Stirn zu ſtreichen. Erſt als ich vorhin an das Bett meines
ſchlafenden Kindes trat, zog in mir ein Hauch von dem
Frieden ein, der um dieſe ſtille Stätte wehte.

26. Juni 1866.
Krieg!
Nun werden doch die Kanonen das Wort haben! Jm

Süden donnern ſie ſchon! Die Preußen aber brechen in
Böhmen ein, und der ſchon ſo oft mit Blut getränkte Boden
wird aufs neue die Kriegsgeſchwader aufeinanderſtoßen
ſehen.

Vokol hat wieder geſchrieben. Er fragtnach allem, was
hier geſchehen konnte und geſchehen kann, und ganz beſonders
eifrig erkundigt er ſich nach dem Bahnbau und wie weit die
Arbeiten oberhalb unſeres Friedhofs fortgeſchritten wären.
Er habe ſeinem Nachfolger dringend ans Herz gelegt, den
Bau dort oben entlang zu führen und unſere Toten in
Frieden zu laſſen, aber der neue Jngenieur habe ihm bis jetzt
zu ſeinem Erſtaunen nicht einmal geantwortet.

Das ſieht dem ähnlich! Er geht oder reitet durchs Dorf,
klatſcht ſich mit der Reitpeitſche an die hohen Stiefeln, und
wenn er jemandem begegnet, gegen den er eine beſondere Ab-
neigung hat, womit er z. B. den Pfarrer, den Ortsvorſteher
und mich beehrt, ſo klatſcht er dreimal recht laut und recht
ſchallend. Und dann pflegt er nach der anderen Seite hin
auszuſpeien!

Jn der Tat: ein recht feiner, gehobelter Kunde!
Um ſeine Arbeiter kümmert er ſich außerhalb der Arbeits

ſtunden gar nicht, und ob ſie wie die Schweine herumlaufen
und leben. Während der Arbeitszeit aber ſcheint er ſtrenge
Zucht zu halten, ſtrenger vielleicht, als nötig. Denn wir
haben wiederholt klagen hören, er ſei ein harter Herr, der dem
Arbeiter den Lohn nicht gönne, und ihm durch die ſchwerſten

„So wie es war, konnte es nicht bleiben. Eine SKiel iſt ein ungeheures Waffenarſenafk tadt wie
jederzeit. 290 000—-800 000 Mann Notſchärler bewagt den
ausgerüſtet werden können. Derartige Plätze in e m
unkontrollierbarer und unzuverläſſiger „Behörden“ Hand
gegebenen Ausgangspunkte für kommende Putſche, ſind die

Die farbigen Truppen
b. Genf, 2W. Mai

Die deutſchen Beſchwerden über die Verwendung der
Truppen im beſetzten Gebiet ſcheinen in Paris doh e bigen
r riir 77 u haben. Es wird jeht gen
zweite offiziöſe Erwiderung veröffentlidarin, daß im Rheinland nur 28 440 fereſe he
und zwar 7420 Senegaleſen und Madagasker ſowie
rokkaner. Jhre Diſziplin ſei tadellos und es ließe ſich leſtellen, daß zwiſchen dieſen Truppen und der anſäffigen t
rung das beſte Einvernehmen beſtände. Vereinzelte le
kungen, namentlich die ſehr ſeltenen Verſtöße gegen die e
würden von den Kriegsgerichten mit größter Strenge S
Auch könne von einer Gefährdung der öfſentlichen Geſ t
nicht geredet werden, ba alle Maßregeln dafür Fetroffen el
uebrigens ſei es Tatſache. daß die farbigen Truppen ſich e
beſonderer Gunſt vei leichtlebigen deutſchen Frauen e

rücklich

eßt m

jetz bereits e
die

d

iniſter die
richti uaben Wenn dieſe Herren ſagten, daß d v

der farbigen Truppen beſſer ſei als die der weißen, ſo mann
ſie damit, daß man in Paris fürchtet, die weißen frangöſſeTruppen könnten mit der deutſchen Bevölkerung ſich iſchen
und bei eventuellen Zwiſchenfällen ihren San
horſam verweigern. Jm Manifeſt der ſozialiſtiſchen
ausdrücklich geſagt, daß die franzöſiſche Regierung nurdieſem Grunde farbige Truppen an den Rhein ſendet, weil aus
von ihnen ſicher ſei, daß ſie gegebenenfalls auch blindlin

marſchieren. g e
Blüten der Zwangswirtſchaft

Je mehr ſich die Zwangswirtſchaft ihrem von der Regie
und den intereſſierten Kriegsgeſellſchaften vergeblich aufhaltenen Zuſammenbruch nähert, deſto unſinnigere Blüten u
ſie. Hat ſie bisher den armen ausgehungerten Bürger mit alleMarkenartikeln knapp gehalten und ihn dem Schleichhändle
überliefert, ſo will ſie ihn jetzt zur Abnahme von Waren zwingen
die er nicht mag, weil ſie die Zwangswirtſchaft übermäßig ber
teuert hat. Jm demokratiſchen „Neuen Görlitzer Anzeiger“ findet
ſich nach der „Schleſ. Ztg.“ folgende Notiz aus Lauban:

Jn eine üble Lage iſt der Kreiskommunalverband e
raten. Er wird einen Teil ſeiner zu ſehr hohen Preiſen ein
gekauften Lebensmittel, die in der Zeit der Not verwendet
werden ſollten, nicht mehr los. Die Hausfrauen ſtreiken gan
einfach mit der Abnahme, und ſo muß der Kreisausſchuß zu
ſanfter Gewalt ſchreiten, um die eingelagerten Beſtände z
räumen. Vorige Woche machte er die Abgabe von Sago und
Teigwaren von dem gleichzeitigen Kauf von Erbſen und
Haferflocken abhängig, und in einer ſeiner letzten Bekannt
machungen verkündet er, daß die Zuckerzulage ebenfalls nut
denjenigen gegeben werden darf, die auch eine entſprechende
Menge Bohnenmehl mit abnehmen. Darob herrſcht in den
Kreiſen der Hausfrauen große Entrüſtung, und ſie erheben
gegen die Zwangszuteilung der bezeichneten Nährmittel ſcharfen
Einſpruch.

Man
zieht der

t alſo von neuem die Hungerpeitſche, und ent

mehl nehmen will. Und das nennt man Frieden, Freiheit und
Brot? Wie würde es uns da erſt im ſozialiſierten, d. h. völlig

F zwangsbewirtſchafteten Staate ergehen, den uns die Sozial
demokratie aller Schattierungen aufbauen will! Das ſollte ſich
auch jeder Arbeiter und vor allem jede Frau überlegen, ehe ſie
am 6. Juni den Wahlzettel in die Urne legen. Von ihren
Wirtſchaftsgelde müſſen ſie die Experimente der ſozialiſtiſchen
Parteiorgane bezahlen.

Eduard Wörmann, der Seniorchef der Firma C. Wörmant
und frühere Leiter der deutſch-oſtafrikaniſchen Linie und de
Wörmannlinie, iſt geſtern nach längerem Leiden geſtorben
Eduard Wörmann war der jüngere Bruder des bekannten Groß
kaufmanns und Reeders Adolf Wörmann.

Die tſchechiſche Nationalverſammlung. Am Mittwoch wurde
die erſte Sitzung der neu gebildeten Nationalverſammlung
öffnet. Mit 268 von 281 Stimmen wurde der bisherige Präſi
W Nationalverſammlung Franz Tomaſek, Sozialiſt, wiede,
gewählt.

Anforderungen das letzte Mark aus den Knochen preſſe. Un
kann's ſchon recht ſein, wenn er mit ſeinen eigenen Unter
gebenen in Streit gerät.

Die Arbeiten oberhalb des riß ruhen vollſtändig
ſeit der Ankunft des neuen Jngenieurs iſt dort kein Spaten.
ſtich, kein Hammerſchlag getan worden. Fragt mamw eine
der Arbeiter, warum denn da oben alles ſtocke, ſo zuckt er die
Achſeln und antwortet, das wiſſe kein Menſch, außer vielleicht
dem Herrn Jngenieur; der aber ſage nichts und treffe keinerlei
Anordnungen, während doch der Bau jenſeits der ruhenden
Strecke rüſtig vorwärts ſchreite. So hat denn Reiner geſtern
den Ingenieur ſelbſt gefragt, und hat dieſe Frage in
deutſcher Sprache vorgebracht. Da hat ſich der andere drei
mal laut klatſchend an die hohen Stiefel geſchlagen und ge
brummt:

„Nirx deitſch, Herr Vorrſteherr!“
Der „Herr Vorrſteherr“ aber iſt darob in Verſuchung

ſtanden, dem Frechling trotz alledem eine gut deutſche Art
wort zuteil werden zu laſſen. Doch hat er ſie noch hinunket
geſchluckt, damit in dieſen Zeitläuften uns niemand be
ſchuldigen könne, daß wir etwa den Fremden gegenüber grob
und herausfordernd wären.

Auf unſere Eingabe an die Behörden aber wegen dä
Bahnbaues iſt nöch kein Beſcheid da, ſie laſſen uns, ſcheint es
abſichtlich warten.,

Was die Herren beim Komitat wohl zu unſerem „Ults
matum“, ſo nennt der Herr Pfarrer unſere Verteidigung
Verwahrungsſchrift von vorgeſtern beharrlich, ſagen mögen
Gehört haben wir noch nichts wieder von ihnen, tragen aug
kein Begehr nach ihren Kundgebungen.

Eine Stelle in der letzten Verfügung hat noch nachträt
lich zwiſchen dem Pfarrer, Reiner, Schönemann und mit
großen Debatten geführt. Geſtern abend ſaßen wir
Reiners Wohnung friedlich beieinander, rauchten unſen
Pfeife und tranken einen Becher ſelbſtgezogenen Weines
fiel uns der Paſſus ein: „Jhr ſollt ferner wiſſen, daß de
bald vorüber ſein wird, wo das Königreich Ungarn Veſre
aus Wien entgegenzunehmen hat.“

(Fortſetzung folgk.)

e evölkerung Sago, Teigwaren und Zucker, wenn ſie
auch nicht die überteuerten Erbſen, Haferflocken und Bohnen

ſten ſei.
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der Rechtsputſch in Schleſien ausſieht
der durchſichtigen Wahlmache mit dem Geſchrei über

echtsputſche iſt ſogar der Regierung etwas ſchwül2 n ſie hat durch einen offiziellen Vertreter der
t nahelegen laſſen, doch in dieſem Punkte des
nicht zu viel zu tun. Es ſtellt ſich jetzt heraus,
ade Reigerung die Klügere war und die Putſchfrage
ſt 7 ein ſehr viel heißeres Eiſen für die wackeren

on der Linken iſt, als ſie wahr haben möchten. Iſt
e Grüneberger Lokalpreſſe (dortiges „Tage-

n 22. Mai) folgende Veröffentlichung des Landrats

utſchen, i derſollten, um. Die Behörde ſtand di

en
ern,

e rdnetFleinng Sicherheitswehr

Perſonen, derwerden fich wegen Hochverrats zu
ſt wenn es ihnen, wie beabſichtigt, gelungen ſein ſollte,

halte es nach reiflichem Ueberlegen für meine Pflicht,
ſcheulichen Umſturz- und Mordpläne der
ſickeit zu übergeben, damit die beſonnene Einwohner

e Kreiſes ſich der großen, allen ordnungsliebenden Ele
drohenden Gefahr recht eindringlich bewußt wird.

Der Landrat.
Erklentz.

Befehl!
gie in einer Geheimſitzung getroffene Reſolution iſt ſtrikte
Gaführen. nde Elemente ſind kaltzuſtellen und lis

Erſtangeführten unverzüglich in ihrer Wohnung
rbeitsſtelle zu erledigen
uprier, Gahl, Bergande, Sprung, O. Schulz, Staub,
Brand, Frau Brand, Laskau, Schrock, Hering, Fiſcher,

s und die bis dahin noch bekanntgegebenen Gegenrevo
re, Ouvrier ift in Schutzhaft zu nehmen und weitere
e über ihn von der Leitung abzuwarten. Der Beginn

nternehmens ſoll für die hieſige Stadt in der Nachtzeit
Genaue Zeit wird noch feſtgeſetzt. Es iſt nach Möglich-

in zu ſtreben, daß nicht totes Material geſchändet wird.
ſeſchlagnahmten Gelder (beſonders von Fliesbach,
hank, Laskau, Vereinsbank, Stadtkaſſe, jeglicher großer
be) ſind an die Leitung abzuführen. Der Dritte iſt als
ters belaſtend zu betrachten, da er, wie erwieſen, auf
m des Militärs ſteht und dann Gegenmaßnahmen ergreift,
unſere Revolution über den Haufen zu werfen. Dieſer und
ſind ſofort bei Einſetzen unſeres Unternehmens zu er-

damit unſer Befreiungsplan nicht wieder überrannt
Das Landratsamt, Poſt, Bahn, Magiſtrat und Polizei
m ſofort beſetzt und ſind ſcharf zu bewachen. Die für die

beſtimmten Poſten haben ſich dem dazu beſtimmten,
unſerer Fahne ſtehenden Wachtmeiſter zu unterordnen

ihn als Patrouillenführer zu betrachten. Die Rotgardiſten
en ſich uns an. Die Waffenausgabe erfolgt eine halbe
e vor Einſetzen des Unternehmens an dem noch bekannt

den Depot.
heitere Beſtimmungen und eine evtl. Neuregelung erfolgt

deit: Um die Wahlen.,

(Unterſchrift.)
Wer der Zutreiber für dieſe Art Volksbeglücker iſt, dafür
weiteres Dokument, ein Notſchrei des „Schleſiſchen
bandes der Landarbeiter“, der ſich mit fol
t Entſchließung an die Oeffentlichkeit wendet:
die Hauptverſammlung des Schleſiſchen Verbandes der
arbeiter weiſt die Staats und Provinzialbehörden, alle
igeber und Arbeitnehmer der land wirtſchaftlichen Kreiſe
das unverantwortliche Treiben des Deutn Landarbeiter verbandes hin, politiſche Jnter

bei den Landarbeitern für ſeine Zwecke auszuſchlachten,
es ſich der Vertreter Schweiger des genannten Verbandes
luftrage ſeines Verhandsvorſtandes durch öffentlichen An

im Kreiſe Guhrau in Schleſien geleiſtet hat.
Von Bedeutung ſind darin folgende Zeilen:
„Innerhalb der nächſten drei Wochen haben in deiner
kégruppe, d. h. auf deinem Gute, alle Arbeiter, Vögte und
ndwerker in unſerm Verbande zu ſein.
Ver nicht eintreten will, hat das Gut zu verlaſſen,
ernfalls legen wir die Arbeit nieder.
Vir laſſen uns durch die Judaſſe nicht ſcheiden.
Der Verbandsvorſtand will, daß wir den Kampf bis
fs Meſſer führen.“

Die Hauptverſammlung des Schleſiſchen Landarbeiterver
der neben der Aufbeſſerung der Lage der Landarbeiter

das friedliche Einvernehmen zwiſchen Arbeitgeber und
nehmer im Auge hat, weiſt energiſch dieſes terro
iſche Auftreten des Deutſchen Land
iterverbandes zurück und macht auf die leichtfertige

eizung zum Streike zur Erreichung politiſcher Ziele auf
n. Der Deutſche Landarbeiterverband ſcheint ſich der
hbaren Folgen ſolcher wilder Streiks, die das ganze
he Volk in ſeiner Ernährung gefährden, nicht bewußt zu

Man begreift danach, daß die über dieſe Dinge unter
ten Herrſchaften an der Spitze keine große Sehnſucht
das Thema von den ſchleſiſchen Putſchgefahren öffent-
örtert zu ſehen.

fiziöſe Hetze gegen die Landwirtſchaft
u einer vor kurzem durch die Preſſe gehenden anſcheinend
e verbreiteten Notiz über die Erhöhung der Brotpreiſe hieß
nfolge des neuen Prämienſhſtem s und der Preis
ng für ausländiſches Getreide iſt bei der Reichsgetreide-
ein Defizit von 4,7 Milliarden entſtanden; der bis zum

r ſich auf 1,7 Milliarden belaufende Betrag iſt vom Reiche
bernehmen. Fr den Reſt des Wirtſchaftsjahres wird der
preis auf 102 Mk. Jahr für den Doppelzentner erhöht
kußerdem die von den Kommunalbehörden zu za lende Ver
e auf 92 Mk. Die Preiſe für 1 Kilogramm Brot, die in
des neuen Prämienſyſtems am 1. Januar bereits

Mk. geſtiegen ſind, werden infolgedeſſen eine weitere
n auf ungefähr 2 Mk. erfahren.“
e Form dieſer Veröffentlichung, in der die Preiserhöhung
slindiſches Getreide nur einmal und gang nebenbei er
die Verteuerung des Brotes durch das Prämienſyſtem da
wiederholt ſcharf betont wird, mußte bei dem Leſer den
d erwecken, als ſei die Brotverteuerung in erſter Linie
e Sewährung der Prämien an die Landwirte zurückzu

Deoß dies nicht der Fall iſt, iſt doch zur Genüge bekannt.
e durch die abenerwähnte Begründung der Brotpreis

eine
uldige

erhöhung daher neue Unzufriedenheit in die großen Maſſen ge
tragen werden.

Der „Landbund der Provinz Sachſen und Anhalts“ hatte
daraufhin beim Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft
gegen dieſe Art der Berichterſtattung proteſtiert. Auf ſein Schrei-
ben antwortet der Herr Reichsminiſter für Ernährung und
Landwirtſchaft wie folgt:

„Auf das gefällige Schreiben vom 19. April 1920 Tgb.
Nr. 2818 betreffend Erhöhung der Mehl- und Brotpreiſe, er
widere ich ſt, daß die in dem Schreiben wiedergegebene
Preſſenotiz nicht von hier aus verbreitet wurde, und daß ihr
Urheber hier auch nicht bekannt iſt. Zur Sache bemerke ich, daß
von hier aus ſowohl in beſonderen Preſſenotizen als auch ſonſt
ſtets betont worden iſt, daß die neuerliche Mehlpreiserhöhung in
erſter Linie durch die Notwendigkeit umfangreicher Auslands-
einfuhren erforderlich geworden iſt, die allein vom 1. April ab bis
um Schluſſe des Wirtſchaftsjahres etwa 3 Milliarden Mark an

raufwendungen verlangen, von denen nur 1 Milliarden
durch die Mehlpreiserhöhung gedeckt werden.“

Die KAbleugnung
des „Dolchſtoßes von hinten“

iſt eins von den Geſchoſſen, welche die Blätter der Linken jetzt
täglich gegen die Rechte abſchießt, wohl in der Meinung, durch
Geſchrei die Stimme der Wahrheit zu übertönen und die
Wählermaſſen von der Harmloſigkeit der Sozialdemokratie
überzeugen zu können. Peinlicherweiſe aber gibt es im radi-
kalen Lager tölpelhafte Männer, welche den Mund nicht
halten können und ſich ausgerechnet mit dem brüſten, was
die Parteien weit von ſich weiſen möchten. So leiſtete ſich
ein U. S. P.-Mann auf einer Münchener Wahlverſammlung
folgende bemerkenswerten Worte:

Den Weltkrieg bezeichnete Redner als einen Raubkrieg der
herrſchenden Klaſſen, und der Dolchſtoß von hinten

ſei der glücklichſte Dolchſtoß des revolutio-
nären Proletarigts geweſen. Zum Schluſſe ent
e e Redner in hochtönenden Phraſen das Programm

Alſo doch ein Dolchſtoß. Ja, ja, ſelbſt wenn man eine
a hundertmal herausbrüllt, werden ihre Beine doch nicht
änger.

Würdige Führer der Demokratie. Nachdem der demokratiſche
Juſtizminiſter Blunck in der Nationalverſammlung nicht zu be
wegen war, ſeine unerhörten Beſchiwrfungen gegen Prof. Kahl
zurückzunehmen, ſcheint dieſe eigentümliche Auffaſſung von der
Ehre anſtändiger Menſchen Allgemeingut der demokratiſchen
Partei zu werden. Am 20. Mai ſprach in Marburg Exgzellenz
Krikherne in zwei großen deutſchnationalen Verſammlungen. Jn
der Ausſprache trat für die Demokraten Prof. Deutſchbein auf.
Dieſer hatte im Januar erklärt, Helfferich ſei „ein verlogener
Menſch“. Jn der Helfferich- Verſammlung zur Rede geſtellt, gab
er eine gewundene Erklärung ab, war aber in keiner Weiſe zu
bewegen, die beleidigenden Ausdrücke zurückzunehmen. Vor
Tauſenden von Studenten mußte ſich nun dieſer Profeſſor von
Helfferich ſagen laſſen, daß Helfferich es danach ablehne, über
haupt mit ihm zu diskutieren, Herr Deutſchbein ſei für ihn
Luftl! Das iſt ſchließlich ja die eingige Art, wie man die
Demokraten noch anſehen kann, deren Taktik allein noch darin
beſteht, die Rechtsparteien zu beſchimpfen und zu verdächtigen.
Freilich machen ſich die Demokraten damit nur noch vollends ver
ächtlich und treiben die anſtändigen Wähler bis zum letzten Reſt
aus ihrer Partei hinaus.

Der demokratiſche Freund der Kleinbauern. Jm „Bunzlauer
Stadtblatt“ (19. Mai) lieſt man folgende offene Anfrage an die
Demokratiſche Partei: „Der Redner Jhrer Partei Herr Schmidt-
hals wird in öffentlichen Anzeigen und Verſammlungen ſtets
als Gutspächter vorgeſtellt. Warum verſchweigen Sie, daß es
ſich um eine größere Rittergutspacht handelt und Herr Schmidt-
hals außerdem Beſitzer eines 1500 Morgen großen Rittergutes
im Kreiſe Liegnitz iſt? Jch will Jhnen gleich die Antwort geben,
wenn Sie darum n ſein ſollten. Sie ſuchen unter Ver
ſchweigen der Tatſachen bei den Wählern auf dem Lande, die
Jhnen ſehr nötig ſind, den Glauben zu erwecken, daß Herr
Schmidthals nur ein kleiner, beſcheidener Mann iſt, ſo recht ge
eignet, den überwiegend kleinen und mittleren Beſitz Nieder
ſchleſiens zu vertreten, und wer Herrn Schmidthals gehört hat,
muß zugeſtehen, er ſpielt ſeine Rolle ausgezeichnet. Jm Jnter-
eſſe der politiſchen Anſtändigkeit wäre es aber gut, wenn Herr
Schmidthals künftig ſeine richtige Viſitenkarte abgäbe.

Bernhard, Martinwaldau.“
Die Sozialdemokraten und die Kriegsgefangenen. Aus

Breslau wird der „Liegnitzer Zeitung“ (Nr. 113 vom 20. Mai)
folgendes berichtet: „Jn der Debatte einer deutſchnationalen Ver
ſammlung verſuchte der Genoſſe Münſterberger die franzöſiſchen
Verbrechen an den deutſchen Kriegsgefangenen zu rechtfertigen.
Die deutſchen Kriegsgefangenen wären ſeiner Meinung nach zu
Recht in Frankreich zurückgehalten worden, weil die „fluch-
würdige deutſche Soldateska“ in Frankreich ſo furchtbar gehauſt
habe. Als darauf in gerechtem Zorn ein Beamter dieſe ſchimpf
liche Art gehörig brandmarkte, trat nach der Verſammlung ein
Mann aus dem „klaſſenbewußten Proletariat“ an ihn heran und
drohte damit, daß er ihn beim Unterſuchungsausſchuß anzeigen
würde. Das iſt nun die vielgerühmte Freiheit im neuen ſozialiſti
ſchen Staatel Trotz des offenſichtlichen Bemühens der Sozial
e do Verſammlung zu konnte W 77ſammlung noch zu Ende geführt werden.“ Was
ſagen die deutſ Soldaten, die ſo lange in franzöſiſcher Ge
fangenſchaft chmachtet haben, zu dieſem Pröbchen ſozial-
demokratiſcher Bruderliebe?

Wahlvorſchläge. Erklärungen über den Anſchluß von Kreis-
wahlvorſchlägen an einen Reichswahlvorſchlag werden vielfach
fälſchlicherweiſe unmittelbar bei dem Reichswahlleiter eingereicht,
während ſie nach S 18 des Reichswahlgeſetzes bei dem zuſtändigen
Kreiswahlleiter, und zwar bis ſpäteſtens 27. Mai, eingereicht
werden. Sie können auch telegraphiſch eingereicht werden,
müſſen dann aber innerhalb zwei Tagen durch ſchriftliche Er
klärung beſtätigt werden. Die bei dem Reichswahlleiter einge-
reichten Anſchlußerklärungen haben keine Gültigkeit.

Aufgehobener Belagerungszuſtand. Der über Hamburg ver
hängte Ausnahmezuſtand iſt am Mittwoch aufgehoben.

„h. 5.“ Sportberichte
Rennen zu Hamburg-Großborſtel

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
1. Hammelsbütteler Rennen. 1. Georgia (Kaiſer), 2. Lebens

gefährte, 3. Armin. Tot.: 11, 10, 15. Ferner lief Sonnenblume,
2. Steilshoper Nennen. 1. Tango (Braun), 2. Knuſperchen,

3. Vollmacht. Tot.: 17, 12, 17. Ferner lief Schanze.
3. Uhlenhorſter Rennen. 1. Georgios (Schmidt), 2. Romanze,

3. Siegbert. Tot.: 11, 10, 11. Ferner lief Othello.
4, Fuhlsbütteler Rennen. 1. Defizit (O. Müller), 2. Wider

ſtand, 3. Blindgänger. Tot.: 40, 17, 14, 21. Ferner liefen: Leut-
nant, Marc Aurel, Quecke.

5. Alſterpreis. 1. Winterſaat (Böttcher), 2. Turban, 83. Anne
mone. Tot.: 67, 18, 28, 15. Ferner liefen: Roſenritter, Mero-
winger II, Marmaros, Tengo, Gral.

6. Stellinger Ausgleich. 1. Narew (O. Mülker), 2. Orkus,
3. Satyr. Tot.: 19, 15, 40. Ferner lief: Jgazgato.

7. Abſchiedsrennen. 1. Artige (Danek), 2. Tradition und
Ferne (totes Rennen). Tot.: 48, 15, 13 auf Tradition, 23 auf
Ferne. Ferner liefen: Tſcharmalan, Margrit, Atiella, Lerche.

Halle un amgebung

Halle, 27. Mai.
Zum FHall Schröder-Mahnke

nimmt das „Volksblatt“ in ſeiner geſtrigen Ausgabe nochmals
kurz Stellung. Es regt ſich u. a. darüber auf, daß die Behörden
in dieſer Angelegenheit bislang noch nichts unternommen hätten.
Dieſe Beſchwerde klingt im Munde des „Volksblattes“ eigentlich
etwas ſonderbar. Hätte es in Wahrheit ein Jntereſſe daran
bzw. daran gehabt, das Treiben dieſer Perſon, über das es doch
allem Anſchein nach ſchon ſeit einiger Zeit ſehr gut unterrichtet
geweſen ſein muß, zu unterbinden, ſo hätte es doch einfach das
diesbezügliche Material auf ſchnellſtem Wege den Behörden, d. h.
der Staatsanwaltſchaft oder dem Garniſonkommando, zur Ver-
fügung ſtellen ſollen. Da das „Volksblatt“ dies nicht getan hat,
ſo liegt die Vermutung nahe, daß es bis zu einem gewiſſen Zeit
punkte an der Schröder-Mahnke ſelbſt ein Jntereſſe gehabt haben
muß, was ſich auch ohne ſonderliche Schwierigkeiten aus fol
gendem ſchließen läßt: Einmal hatte die Schröder Aufnahme ge-
funden bei einem eingeſchriebenen Mitgliede der U. S. P., eine
Tatſache, die dem in dieſer Angelegenheit ſo gut unterrichtet ſein
wollendem „Volksblatt“ kaum unbekannt geblieben ſein dürfte,
und zum anderen hat die Schröder tatſächlich im Dienſte der
Halleſchen Kommuniſten geſtanden, als deren Schutzengel ſich
jetzt plötzlich das unabhängige „Volksblatt“ in rührender Selbſt-
loſigkeit aufſpielt. Warum alſo dieſe Aufregung, da es das
„Volksblatt“ doch völlig in der Hand hatte, ſeine „durch genaue
Angaben einwandfrei belegten Behauptungen“ an zuſtän-
diger Stelle vorzubringen? Das „Volksblatt“ wird heute
abend auf die Angelegenheit noch ausführlich zurückkommen.
Wir ſehen den angekündigten „Enthüllungen“ in aller Ruhe ent-
gegen und würden uns im Jntereſſe der Allgemeinheit aufrichtig
freuen, wenn es ihm gelänge, in die noch immer etwas dunkle
Sache Klarheit zu bringen.

Wenn das „Volksblatt“ geſtern ſchreibt, die Erklärung des
Herrn Oberleutnant Gießen wäre nur der „H. Z.“ zugegangen,
ſo entſpricht dies nicht den Tatſachen; ſie iſt vielmehr in dem-
ſelben Wortlaut allen hieſigen Blättern mit Ausnahme des
„Volksblattes“ zugeſtellt und von dieſen auch bis auf die „Volks-
ſtimme“ veröffentlicht worden. Wenn des weiteren das Organ
der Halleſchen Unabhängigen den. von Herrn Oberleutnant
Gießen gegen das „Volksblatt“ geſtellten Strafantrag
wegen Verleumdung als eine „alberne Drohung“ be-
zeichnet, ſo charakteriſiert dies wohl zur Genüge, welche Auf
faſſung dieſes Blatt über Rechtspflege und Rechtsſchutz hat. Jm
übrigen ſchließen wir uns dem Wunſche des „Volksblattes“ an,
daß man die Schröder-Mahnke, ſofern die ihr zur Laſt gelegten
Verfehlungen einwandfrei nachgewieſen werden ſollten, nicht
wieder entwiſchen läßt, wie wir uns des weiteren auch freuen
würden, wenn das „Volksblatt“ „über alle Vorgänge im gegen-
revolutionären Lager“ in Zukunft ebenſo gut und ſachlich unter
richtet würde wie wir.

e„FJFGC„ S

Steuerrechtlicher Eigentümer
Hierzu ſchreibt uns die „Treuhag“, Halle, Leipziger Str. 20,

folgendes
Das preußiſche Oberverwaltungsgericht vertritt in ſtändiger

Rechtſprechung den Grundſatz, daß ein Grundſtück ſteuerlich als
Eigentum eines anderen zu gelten hat. auch wenn es nicht auf
deſſen Namen eingetragen iſt, wenn es dieſem nur wirtſchaftlich
gehört. Zu einer wirtſchaftlichen Zugehörgkeit genügt aber
Uebergabe und mündlicher Uebergabevertrag. Es iſt alſo keine
grundbücherliche Auffaſſung notwendig Entſcheidung in Staats
ſteuerſachen Band V Seite 143, 221; Band VI Seite 61; Band
XIV Seite 121). Dieſer Grundſatz gilt aber nicht nur für
Grundſtüche, ſondern überhaupt für alle Vermögensgegenſtände.
Für die ſteuerliche Zugehörigkeit iſt es gleichgültig, ob irgend
welche nach den Grundſätzen verlangte Vorſchriften eingehalten
ſind oder nicht. Für die Frage, ob das Eigentum und die Ein
künfte aus einem Vermögensgegenſtand. Sachen oder Rechte)
jemanden gehören, iſt lediglich die wirtſchaftliche Zugehörigkeit
maßgebend. Das „Deutſche Steuerblatt“ vom März 1920 bringt
hierzu folgende Ausführungen: „Nach S 80 Satz 1 der R. A. O.
ſoll als Eigentümer im Sinne der Steuergeſetze behandelt
werden, wer einen Gegenſtand als ihm gehörig beſitzt. Beſitz im
Sinne des B. G. B. iſt das tatſächliche Gewaltsverhältnis von
Perſon zur Sache (S 854 B. G. B. Abſatz 1). Daß die R. A. O.
dieſen Begriff nicht dem S 80 Abſatz 1 zugrunde gelegt wiſſen
will, ergibt ſich ſchon daraus, daß ſie von dem Beſitz eines Gegen
ſtandes, alſo auch eines Gegenſtandes ſpricht, nach bürgerlichem
Rechte aber nur eine körperliche Sache beſitzfähig iſt (vgl. R. G. R.
Kommentar 1 Seite 854 Anm. 2).

Der S 380 Seite 1 begreift auch nicht nur den Eigenbeſitzer
des S 872 B. G. B. („Wer eine Sache als ihm gehörend beſitzt, iſt
Eigentümer.“) Denn während nach dieſer Vorſchrift Eigen
beſitzer derjenige iſt, der die tatſächliche Gewalt einer Sache mit
dem Willen hat, die Sache auch rechtlich zu beherrſchen, iſt im
S 80 Satz 1 durch das Wort „gehörig“ auf die Berückſichtigung
der objektiven Geſtaltung des Verhältniſſes hingewieſen. Zieht
man uunmehr die Beſtimmung des S 4 der R. A. O. heran, wo
nach bei Auslegung der Steuergeſetze ihr Zweck, ihre wirtſchaft
liche Bedeutung und Entwicklung der Verhältniſſe zu berückßich-
tigen ſind, ſo müſſen auch für die Auslegung der Worte ge
hörig“ und „beſitzt“ die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte entſchei-
den. Es iſt alſo nicht erforderlich, um ſteuerlicher Eigentümer
zu ſein, daß man den Willen hat, den Gegenſtand rechtlich zu be
herrſchen, ſondern es kommt allein darauf an, ob man wirtſchaft
lich den Gegenſtand beherrſcht. Deshalb iſt der geſetzgeberiſche
Wille des Ausſchuſſes (Ausſchußbericht Seite 3), es ſollte durch
den S 4 und S 80 Satz 1 der wirtſchaftliche Eigentümer an Stelle
des formal rechtlich gefaßten Eigentümers zur Geltung gebracht
e quch zu einem ausreichenden Ausdruck im Geſetz ge
ommen.

Nach alledem iſt feſtzuſtelley: Der ſteuerliche Eigentümer
iſt im allgemeinen der bürgerlich-rechtliche Eigen-

tümerz; iſt dieſer aber Eigentümer nur nach formalem bürger-
lichem Rechte und beherrſcht ein anderer den Gegenſtand wirt-
ſchaftlich wie ihn ſonſt der Eigentümer beherrſcht, ſo iſt der
wirtſchaftliche Eigentümer der ſteuerliche Eigentümer.

Bei Arbeitsloſigkeit Erwerbsloſenunterſtützung. Das
Reichsarbeitsminiſterium gibt in einer Drahtung an die Regie
rungen der Länder bekannt, daß die Arbeitsloſigkeit, die
durch den gegenwärtigen Umſchwung der wirtſchaftlichen Kon
junktur verurſacht wird, als Kriegsfolge im Sinne des S 6 der
Verordnung über die Erwerbsloſenfürſorge anzuſehen und in
derartigen Fällen die Erwerbsloſenunterſtützung zu
gewähren iſt.

Rentenzahlung bei der Poſt. Die Zahlung der Militär
verſorgurgsgebührniſſe und der Jnvaliden- und Unfallrenten
findet an den Hauptzahltagen im ale der „Weißbierhallen“,
Bernburger Straße (Ecke Mühlweg) in der Zert von 8 Uhr vor
mittags 2 Uhr nachmittags in folgender Weiſe ſtatt: a) für
Militärrenten am 28. Mai für die Jnhaber der Stammkarten
Nr. 1 bis 15 000, am 29. Mai für die Jnhaber der Stamnmrkarten
Nr. 15 001 bis Schluß. b) für Jnvaliden- und Untallrenten am



Juni an die Jnhaber der Stammkarten Nr. T bis 8800, am
2. Juni an die Inhaber der Stammkarten Nr. 8801 bis Schluß.
Für diejenigen Empfänger von Militärverſorgungsgebührniſſen,
welche die Zuſtellung der Beträge ins Haus beantragt haben,
erfolgt die Auszahlung durch die Beſteller am 28. und 29. Mai.
Es wird beſonders darauf hingewieſen, daß die Quittungen zu
den Invaliden und Unfallrenten diesmal behördlich beglaubigt

ſein m 9 gt 9 veDie Auszahlung der Pflegegelder für ſtädtiſchen
Pflegekinder erfolgt von jetzt ab im Städtiſchen Jugend-
am te, Kleine Steinſtraße 8 II. Um unnötigen Andrang zu
vermeiden und eine ſchnelle Abfertigung der Empfänger zu er
möglichen, iſt die Einrichtung getroffen worden, daß am 15. bzw.
Letzten jeden Monats die Empfänger mit den Anfangsbuchſtaben

A--J, am 16. bzw. 1. jeden Monats die Empfänger mit den Buch
ſtaben K-Q und am 17. bzw. 2. der Reſt der Empfänger aus
gezahlt werden. Die Pflegekinderbücher müſſen jedesmal vor
gelegt werden.

Anmeldung von Ziegen! Die Ziegenhalter werden hier
mit aufgefordert, die Anzahl der in ihrem Beſitz befindlichen
Ziegen dem Stadternährungsamt, Abteilung II, binnen 8 Tagen
ſchriftlich anzuzeigen. Jn der Anmeldung iſt genau und ge
trennt anzugeben, wieviel melkende Ziegen, Böcke und Lämmer
im Beſitz ſind.

Grudekarten. Für die Zeit vom 1.--30. Juni 1920 gelten
von dem grünen Grudebezugsſchein Nr. 1 die Abſchnitte J bis Q,
zum Bezuge der Waſrhkohle mit 36 Zentner Briketts der Ab
ſchnitt mit der gleichen Buchſtabenbezeichnung. Die Beſtim
mungen der Verordnung vom 6. April 1920 finden hierbei ent
ſprechende Anwendung.

Beſtrafte Schleichhändler. Nach amtlicher Mitteilung ſind
nachſtehende Perſonen wie folgt beſtraft worden: 1. Der
Fleiſcher Friedrich Bognitz wegen unbefugten Ankaufs von
Schlachtvieh und Nichtanmeldung einer Notſchlachtung zu einer
Geldſtrafe von 650 Mark. 2. Der Fleiſcher Guſtav Bognitz
wegen Höchſtpreisüberſchreilung und Abgabe von Fleiſch ohne
Marken zu einer Geldſtrafe von 300 Mark. 3. Die Händlerin
Sidonie Kleingünther wegen Schleichhandels zu Geld
ſtrafen von 150 Mark und 200 Mark. 4. Der Konditor Walter
Moſchkau wegen Ankaufs von beſchlagnahmtem Weizen-
mehl zu einer Geldſtrafe von 200 Mark. 5. Der Fleiſcher Karl
Hecklanun wegen Schleichhandels zu einer Gefängnisſtrafe von
1 Woche und einer Geldſtrafe von 400 Mark. 6. Der Landwirt
Wilhelm Gebers wegen Schleichhandels zu einer Gefängnis-
ſtrafe von 2 Wochen und einer Geldſtrafe von 500 Mark.
7. Der Fleiſchermeiſter Heinrich Eckſtein wegen Schleich-
handels zu einer Geldſtrafe von 150 Mark.

Vereinsnachrichten.
Im Verein für Naturkunde findet am Sonnabend um

824 Uhr abends im „Koburger Hofbräu“ (Kaulenberg 1) eine
Verſammlung ſtatt. Herr Mittelſchullehrer Koßwig hält ſeinen
zweiten Vortrag über Einſteins Relativitätstheorie,
und zwar wird er in dieſem die allgemeine Relativitätstheorie
und die Gravitationstheorie behandeln. Gäſte ſind will-
kommen.

Familien- Nachrichten
Geburten: Dr. med. Walter Schnell (Tochter). Sigis-

mund Blaskiewicz (Tochter). Fritz Koch (Sohn).
Verlobung: Marie Ritſchke und Otto Wegeleben.
Vermählungen: Fritz Hedel und Gertrud Brau-

mann. Kurt Rühle mann und Elſe Thiele. Paul
Schönig und Doraga Walther. Otto Hoffmann und
Johanne Rieke.

Todesfälle: Am 24. Mai Maſchinenmeiſter Wilhelm Wöl-
fer. Am 25. Mai Anna Tornack geb. Hennig im 65. Lebens-
jahre.

Volkswirtſchaft
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Ofiginal Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſſenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Von der Markvalüta
w. Chriſtiania, 26. Mai.

Auf dem Valutamarkt konzentrierte ſich faſt das ganze
Intereſſe auf deutſche Mark, deren Kurs ſchnell aufwärts ſtieg.
Die heutige Notierung ſtellte ſich auf 1454. Es fanden aber Um-
ſätze bis 15,30 ſtatt, und bei Schluß der Börſe wurde zu 15,25
verkauft. Von einzelnen Bankinſtituten wurden viele Millionen
Mark umgeſetzt. Für andere Valutaſorten war unter dieſen
Verhältniſſen das Jntereſſe nur gering. Engliſche Pfund
und amerikaniſche Dollar waren wenig verändert.

Jn das hieſige Handelsregiſte
iſt Hugo Schneider A.-G., Abteilung Kupferwerk, Trotha-Halle,
eingetragen worden.

Ferner wurde bei der Mitteldeutſchen Privatbank A.G.,
Filiale Halle, eingetragen: dem Kaufmann Hermann Kloſe und
dem Kaufmann Otto Billing iſt Prokura für die Filiale Halle
erteilt worden.

Munkwitz u. Sohn, G. m.Desgleichen wurde eingetragen:
b. H. in Halle.

Jn das hieſige Genoſſenſchaftsvegiſter wurde bei dem Be
amtenwohnungsverein Halle, e. G. m. b. H., eingetragen: Die
Vertrauensbefugnis des Robert Schoſſig, des Guſtav VBinkebank,
des Gottfried Schulze, des Alfred Herold und des Helmar Metze
iſt beendet. Karl Langner iſt in den Vorſtand gewählt.

Jn das Handelsregiſter wurde die Mitteldeutſche Treuhand
geſellſchaft für Bergmannsſiedelungen G. m. b. H. Halle einge
tragen. Der Geſellſchaftsvertrag iſt am 29. April 1920 ge
ſchloſſen worden. Das Stammkapital beträgt 28 000 Mark.

Jn das hieſige Genoſſenſchaftsregiſter iſt bei der Molkerei-
genoſſenſchaft Niemberg e. G. m. b. H. eingetragen: An Stelle
des aus dem Vorſtande aus geſchiedenen Ernſt Reif
Jaſper in Eismannsdorf in den Vorſtand gewählt.

Jn das hieſige Handelsregiſter wurde Krüger, Hagemann
u. Co., Vaſalt, Porphyr- und Quarzjitwerke G. m. b. H. Halle
eingetragen. Das Stammkapital beträgt 100 000 Mark.

Desgleichen wurden bei dem Asbeſtſteimverke G. m. v. H.
Halle eingeiragen: Durch Beſchluß der Geſellſchafter-Verſamm-
lung vom 17. April 1920 iſt die Geſellſchaft aufgelöſt. und zum
Liquidator der Bankvprokuriſt Fritz Koenig in Halle beſtellt.

Jn das hieſige Genoſſenſchaftsregiſter wurde bei der Schre
bergartengenoſſenſchaft Halle-Nord e. G. m. b. H. Halle einge-
tragen: Karl Liefeld und Moritz Pabſt ſind aus dem Vorſtand
ausgeſchieden, Hermann Falk iſt neu in den Vorſtand gewchlt.

Die kommende Arbeitsloſigkeit
tzk. Der Stagatskom miſſar für wirtſchaftliche Demo

hilmachung in den Thüringiſchen Staaten, Geh. Re
gierungsrat Prof. Dr. Rauch, hatte für Freitag Unternehmer
und Arbeitnehmer der führenden Jnduſtrien aus Reuß zu einer
Beſprechung über Fragen der produktiven Erwerbsloſenfürſorge
nach Gera eingeladen. In ſeiner Eröffnungsanſprache berührte
er zunächſt die Lage des Arbeitsmarktes und die Frage der
Erwerbsloſenfürſorge, um denn auf die Gefahren hinzuweiſen,
die durch das lawinenhaſfte Anwachfen der Erwerbsloſengahl in
den nächſten Monaten entſtehen Wnnten. frei

et geſchehen e e e

iſt Paul

Arbeitsloſen durch Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit herab-
udrücken. Sache der Freimachungsausſchüſſe werde es ſein, in

r Induſtrie Arbeitsſtellen für die Erwerbsloſen durch ander-
weite Beſchäftigung von Frauen und Mädchen freizumachen. Jn
der Ausſprache erklärten ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer be-
reit, Opfer zu bringen, um der Not zu begegnen.

GSeldmarkt und Banken
Hausbeſitzerbank, e. G. m. b. H., Halle. Das Jahr 1919

hat wohl Frieden, keinesfalls aber Ordnung gebracht. Faſt alle
Maßnahmen der Regierung, das Schieber und Wuchertum zu be
ſeitigen, ſind erfolglos geweſen das reelle Geſchäft mit ſeinen
reichen, flüſſigen Mitteln ſteht zwar noch unter der Ungewißheit
der Zukunft, hat aber trotzdem einen ungeahnten Aufſchwung auf
allen Gebieten genommen, und dementſprechend iſt auch unſer
Umſatz geſtiegen. Die dadurch bedingten Mehrarbeiten konnten
nur durch angeſtrengteſte Tätigkeit bewältigt werden. Die neue
Steuergeſetzgebung, die dem ganzen Finanzweſen Geſundung
bringen und dem geſamten deutſchen Wirtſchaftsleben als Grund-
lage dienen ſollte, hat ſich als gänzlich unzulänglich erwieſen.
Auf den gleich Anfang 1919 noch verhältnismäßig günſtig abge
ſtoßenen Reſt der 5proz. Kriegsanleihe war eine Abſchreibung
vorzunehmen, hingegen für den Spezialreſervefonds wird eine
Extravergütung vorgeſchlagen. Die Generalverſammlung ſoll
die Verwendung des Reingewinns von 22 736 Mk. wie folgt feſt
ſetzen: 15 Proz. Reſervefonds von 22 736,20 Mk., 10 Proz. Spe

ziglreſerveſonds, 6 Proz. Dividende auf 143 417 Mk. 8605 Mk.,
3600 Mk. Sitzungsgelder dem Aufſichtsrate, 3000 Mk. Tantieme
dem Vorſtande, 336,20 Mk. Vortrag auf neue Rechnung.

Jnduſtrie, Handel, Hancwerk
Die Geraer Wollauktionl bringt am 1. u. 2. Juni in Gera

900 000 Kilogramm Woll und Baumwollabfälle zur Verſteige-
rung.

Düngemittelverſorgung. Das Generalverkehrsamt macht
in einem Schreiben die Erzeuger von Düngemitteln darauf auf
merkſam, daß die nunmehr vorausſichtlich einſetzende verkehrs
ſtille Zeit dazu benutzt werden ſoll, um der Landwirtſchaft bereits
für die nächſte Düngeperiode Düngemittel zuguführen. Es laſſe
ſich heute noch nicht überſehen, ob die Eiſenbahnverwaltung
während der nächſten Düngeperiode wiederum in der Lage ſein
werde, beſondere Maßnahmen zur ausreichenden Verſorgung der
Landwirtſchaft mit Düngemitteln zu treffen.

Jn der Korbwareninduſtrie des Freiſtaates Koburg und der
fränkiſchen Bezirke macht ſich ein ſtarker Rückſchlag bemerkbar,
der zu Betriebseinſchränkungen und Arbeiterentlaſſungen führen
wird.

tzk. Unter der Firma „Thüringer Granitwerk“ iſt eine
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit dem Sitz in Gahm a
gegründet. Gegenſtand des Unternehmens iſt der Betrieb des
dem Bergingenieur Richard Güntzel in Wurzbach gehörigen
Granitbruchs auf Gahmaer Flur bgw. die Ausbeutung des in
den Güntzelſchen Grundſtücken auf Gahmaer Flur befindlichen
Granitlagers, die Bearbeitung von Granit, die Herſtellung von
Kunſtſtein und Steinplatten und der Handel mit Baumaterial
aller Art. Stammkapital beträgt 290 000 Mark.

d. Betriebseinſtellungen. Aus Halberſtadt, 26. Mai,
wird uns geſchrieben: Die ehemaligen Flugzeugwerke,
jetzt Berlin-Halberſtädter Jnduſtriewerke A.-G.,
die ſich in der Hauptſache der Herſtellung von Möbeln widmen,
haben infolge der außerordentlich ungünſtigen Wirtſchaftsver-
hältniſſe geſtern ihren Betrieb erheblich eingeſchränkt.
Nach Einvernehmen der Direktion mit dem Betriebsrat werden
nur die allernötigſten Arbeiten verrichtet und die dazu erforder
lichen Arbeiter und Beamten beſchäftigt. Mehrere hundert
Arbeiter werden beſchäftigungslos. Auch ſonſt herrſcht in der
Induſtrie eine ungünſtige Stimmung. Dem Vernehmen nach
ſind die Läger der Land wirtſchaftlichen Maſchinen-
fabrik Fr. Dehne ſo überfüllt, daß ſich die Firma mit dem
Gedanken trägt, Arbeiterentlaſſungen vorzunehmen. Die Be-
ſchäftigung in der Handſchuhinduſtrie läßt ebenfalls
ſtark nach. Kündigungen ſind bereits vor Pfingſten in vielen
Fabrikbetrieben ausgeſprochen worden.

Die Elitewerke A.-63. in Vrand-Erhisdorf i. S. beantragen
eine Kapitalsverdoppelung auf 8 Mill. M. Davon ſollen nom.
500 000 M. als 4 proz. Vorzugsakllien mit 10fachem Stimmrecht
gusgeſtattet werden.

Berliner Bösvſenberiſchte
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt
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Hafernotiernngen:
Berlin, 26. Mai. Jnländiſcher Hafer, füloko ab Speicher frei Wagen 3360, loko ab

ſofortige Abladung ab Abladeſtationen 3160—3080 B.
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London Budapeſt 3Börſenſtimmungsbild. Zu Beginn des
kehrs waren Deviſen zu erheblich niedrige
Holland ſtellte ſich auf 1180. Automatiſch
auch wiederum die Aktienkurſe beträchtlich.
die ſogenannten Valutapapiere erheblich grürgt
lonialanteile verloren 1100, Otavi 115, Sloman
55, Schantung 25, DeutſchUeberſee-Elektriſche
Türktſche Loſe büßten 61 Mark ein. Die Verluſte
bei anderen Aktienarten nicht ſo beträchtlich. Einzelnwurden aber doch weſentlich in Mitleidenſchaft gen
beſondere waren heute auch Schiffahrtsaktien ſag
Dampfſcſhiffahrt wurden 33, Deutſch-Auſtraliſche 9 gr.niedriger notiert. Am Montanmarkt überſtiegen die de
zum Teil 20 Prozent, ſo bei Bismarckhütte. Von Elekte
aktien waren beſonders A. E. G. angeboten und ſtelltenmehr als 28 Prozent niedriger, Siemens u. Halske um 5
zent. Bei Farbwerten ſchtwwankten die Rückgänge zwiſchen i
30 Prozent. Von Spezialwerten ſind Weſteregeln mit
Verluſt von 43 Prozent nicht voll behauptet. Oeſterreichiſche
ungariſche zeigten keine gleichmäßige Kursbewegung

Produktenbericht. Am Produktenmarkt machte ſich dar
hören der Haferkäufe ſeitens der Reichsgetreideſtelle und de
folge der Beſſerung der deutſchen Valuta eingetretene
keit, ausländiſche Ware vorteilhaft zu beziehen, in einen
ſtärkten preisdrückenden Angebot des Jnlandes geltend
Zuſammenhang hiermit verflaute auch die Haltung der
S Pferdebohnen erwieſen ſich als ziemlich wider
fähig.
Lupinen und Serradella, Heu und Stro
achtung.

fanden wem

Vom Büchertiſch
Die rote Witwe. Kriminalroman von Sven Elv

Mitteldeutſche Verlagsanſtalt Lehmann u. Fink 1
W. 9. Preis mit Teuerungszuſchlag 4,20 Mark. Soen Eh
iſt der Konan Dohle des Nordens, Seine Kriminalromane u
ſcheiden ſich hauptſächlich dadurch von denen Dehles de
Gegenſatz zu dieſen auch die Ereigniſſe auf der Gegenſeit
packendem Stile geſchildert werden, wodurch die Hand
den Leſer zwar nicht ſo überraſchend aufgeklärt wird, er ſie
in allen Phaſen der Entwicklung genauer beobachten kann

KronenVücher, Band 57. „Letzter Frühli
Roman von Sophie Hoechſtetter. Preis 1,80 Man
ortsüblicher Zuſchlag. (Rudolf Moſſe, Buchverlag, 9
SW. 68.) Dieſer Roman iſt von feinſter Kultur durchweht.
Menſchen, die hier gegeneinander ſtehen und mitei
ringen, verbergen ihre Gefühle ſcheu in ihrem Jnnern, i
beſtrebt, den anderen nicht zu verletzen und nichts zu tun

aufwirbeln, was ſich zu einer ſchweren Wolke verd
nnte.

Das deutſche Wahlbuch 1920.
Ein Führer durch das deutſche Parteiweſen von Dr.

mann, Verlag Auguſt Scherl G. m. b. H., Berlin.
4 Mark.

Das deutſche Wahlbuch 1920, deſſen Motto „Niemand
liebe, niemand zuleide“ lautet, kommt als ein neuer Typ
tiſcher Schriften wie gerufen zu den Reichstagswahlen
dürfte ſich viele Freunde bei den Wählern aller Parteien
werben. Es gibt eine objektive Ueberſicht der Arbeiten
Nationalverſammlung ſowie eine prakti
Wahlanleitung auf Grund des neuen Wahlgeſetzes,
Neuartige und Wertvolle dieſes Führers liegt darin, daß
Verfaſſer bei der Erörterung der Parteien der Nationg
ſammlung und der politiſchen Lage nicht ſein eigenes Urtel
gibt, ſondern die Meinungen der Wähler aller Parteien
die tatſächlichen politiſchen Begebenheiten
Zuſtände wahrheitsgemäß regiſtriert, getreu
Motto: „Niemand zuliebe, niemand zuleide“. Aus dem J
heben wir hervor: Rückblick auf die Nationalverſammlun
Ausblick auf die Reichstagswahlen 1920. Die Parteiel
Entſtehung. Führende Perſönlichkeiten. Aus den Pro
men. Stellung der Parteien zu den Geſetzen der Nat
verſammlung. Wahlanleitung auf Grund des neuen
geſetzes. Statiſtiſche Blätter.

Das deutſche Wahlbuch 1920 iſt ſomit für jedermann
unentbehrliches Wahlhandbuch.

Geſundheit und Freiheit ſind die lockenden Ziele
Fridtjof Nanſen in ſeinem bei Brockhaus in Leipzig erſch
nen Buch „Freiluftleben“ (geb. 10 M.) der am S
leidenden geſamten Menſchheit, vor allem aber den in
Feſſeln des „Friedens“ ſchmachtenden Deutſchen zeigt, nicht
ſo viele Weltverbeſſerer, als trügeriſche Fata Morgana, ſo
greifbar nahe. Nanſen, der Mann der Tat, der zähen E
der Sieger über die feindlichen Gewalten des Polareiſes,
uns den ſicheren Weg. Er iſt ein Führer, dem ſich jeder
Freuden anvertraut, an der Hand prächtiger Reiſeſchilderu
in denen Nanſen als Meiſter bekannt iſt. Das ſchmude
dem der berühmte Forſcher ein beſonderes, beachtensr
Vorwort „An den deutſchen Leſer“ auf den Weg gegeben
ein Labſal für jeden, der aus der heutigen Enge hinaus
und Herz und Sinn freimachen will.

Die Sünder vom heiligen Geiſt von Hans Heinz
mann. Gebd. 18 M. ohne Teuerungszuſchlag. Hinſtorf
Verlagsbuchhandlung, Wismar. Jch möchte das Buh
Mereſchkowski's „Leonhardo da Vinci“ in eine Gattum
Hinzelmann ſchreibt aber packender, die Tatſachen
ſchneller auf einander, die Figuren heben ſich ſcharf vom
grunde ab; die Zeit der Borgias, insbeſondere die Lucrete
ſcheint in einem oft ganz andern Lichte, als ſie ſonſt land
iſt. Wir ſind gewohnt, in der Lucretia den Ausbund der
tugend zu erblicken, Hinzelmann ſchildert ſie un
ein außerordentlich ſympathiſches, reines und lieben
Menſchenkind.

Zu beziehen durch die
Goethe-Puchhandlung von Franz doeſt We

Halle a. S., Gr. Ulrichſtr. 63. Fernruf 4520.

Heuptſchriftieiter: Helmut Ssttcher.
Verantwortlich r Poldeik: Helmut Böttcher; für polſtiſche Rad
wirtſchaft und Sport Hans Heiking; für den geſamten rigen
Teil: Er ich Sellheim. Paul Kerſten; ſtrsSalleſchen ein
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zergmns. Nummer 217. Beilage zur Halleſchen Seitung Donnerstag den 27. Mai 1920

rer ZZJ

as Bild des Abgeoröneten Dr. Schreiber,
einer Sierde der deutſchen Demokratie“

al Schreiber iſt Rechtsanwalt in Halle
b. Es iſt ihm gelungen, an Stelle des zur Verſöhn-
enden und vornehm denkenden Geheimrats Dr. Ab-
t nei n Vorſitz im Halleſchen Demokratenverein zu
hen n danach von denſelben Demokraten als Abge
r in die Preußiſche Landesverſammlung gewählt zu

während der diesjährigen Märzunruhen wurde er vom
r miſſar Hörſing auf noch nicht geklärte geſetzliche Weiſe
mitommiſſar für die Stadt Halle ernannt. Seine

z s demokratiſcher Parteimann vor und nach der
en mit dieſem Amt iſt ſo vielgeßaltig und bemerkens-
r es notwendig erſcheint, dieſelbe zu einem Geſamt-

zuſammenzuſtellen. Wenn Dr. Schreiber auch ſelbſt
r Anblick dieſes Gemäldes in ſeinem Innern unberührt
ift ſo gelingt es vielleicht doch, einen großen Teil

m damit zu beſchämen und zur Einkehr zu bringen, die
t enne bisher als Führer vedenkenlos gefolgt ſind. Da
ebung Deutſchlands nur denkbar iſt, wenn das Volk in
ginſtht unantaſtbare Perſönlichkeiten als Vertreter in die
n e entſendet, müſſen alle diejenigen rückſichtslos vor

zlichekit angeprangert werden, welche nicht die Eig-
vorbildlich zu wirken und zur Erhaltung der

die den wahren Volksſtaat aufbauen und
iönnen. Eine Betrachtung der bisherigen Tätigkeit

Egreibers wird in der Hauptſache drei Gebiete umfaſſen
ſie wird einmal ſeine Stellung zu ſtaatlichen Geſetzen

r zu faſſen und darzulegen haben, inwieweit eine Stär-
er Staatsautorität daraus entſprungen iſt, ſie wird zum
e ſein Verhältnis zur Wahrheit zu berückſichtigen und
z ſeine parteipolitiſche Werbearbeit zu kennzeichnen

ment

effen

eſthen,

vbeizutragen,

er Kämpfer für Autorität und Recht
dein Staat kann ohne den Autoritätsgedanken leben. Je
Atlcher ein Staat geſtaltet werden ſoll, deſto größer muß
dung der Einzelnen vor den ſelbſtgeſchaffenen Geſetzen

Insbeſondere müſſen politiſche Führer und das geſamte
rentum alles tun, um die Stagatsautorität zu ſtärken und
Anſehen ſtaatlicher Organe zu heben. Was Dr. Schreiber
in dieſer Richtung getan hat, iſt beſonders aus ſeiner

ſeit während der Märzunruhen zu erſehen.
Als vorbeugende Maßnahme zur Sicherung der Ruhe
ordnung hatte der Garniſonälteſte von Halle auf Grund
vom Reichspräſidenten Ebert verhängten Ausnahme-
nes den Druck und Vertrieb von Flugblättern, Handzetteln
verboten. Dr. Schreiber beachtete dieſe Anordnung in der
daß er als Vorſitzender des demokratiſchen Vereins Halle

heettel drucken, auf den Straßen verteilen und an Häuſern
Rauern uſw. ankleben ließ. Als das Garniſonkommando
n Kenntnis erhielt, verbot es die bereits genehmigte Ver-
ung der Demokraten, denn es ſagte ſich mit Recht, daß
einer Partei, deren Vorſitzender und Abgeordneter ſich

penig um behördliche Verordnungen küm-
ſelbſt in ſo kritiſcher Zeit, nicht erwartet werden könne,

ihre Verſammlung unter der Leitung dieſes Vorſitzenden
Verlauf nehmen werde, der keine Gefährdung der öffent-
n Ruhe bedeutet.

Dr. Schreiber mißachtete aber auch das
tſanmlungsverbot. Er brachte vor der polizeilich
oſſenen Saaltür ein Hoch auf die Republik aus, veran-

le darauf mit den Erſchienenen einen Umzug und hielt
ler freie m Himmel auf einer Saalewieſe eine Ver
unlung ab, womit ebenfalls gegen die Verordnung des
ſzpräſidenten über den Ausnahmezuſtand verſtoßen wurde.

In dieſer Verſammlung unter freiem Himmel hielt
Schreiber eine Rede, in welcher er die politiſchen Ereigniſſe
t beſprach, daß er im Vorderſatze immer zur Ruhe und
ung mahnte und im Nachſatze mit der ihm eigenen Ge-
gieit erklärte, man würde mit den Verbrechern in Berlin
allen denen, die mit ihnen ſympathiſierten, ſchon abrechnen.
e Vorte waren ſo gewählt und wurden ſo akzentuiert, daß
mehr aufreizend als beruhigend wirken mußten. Wenn in
Veiſe von Verbrechern, von Abrechnung halten uſw. ge
hen wird, wie Dr. Schreiber es tat, dann muß eine immer
erkehrende Mahnung zur Ruhe, wenn Ruhe tatſächlich noch
anden iſt, als eine Aufforderung zum Gegenteil von Ruhe
ßüch aufgefaßt werden. Welche Stimmung in der Ver
nung herrſchte, geht daraus hervor, daß nach Dr. Schreiber
Redner die niederträchtige Behauptung aufſtellte, natürlich

lebhaften Aeußerungen des Unwillens der Zuhörer, daß
geſamte Halleſche Garniſon ſich für eine
liche Zulage von zwei Mark der Berliner
räter- Regierung zur Verfügung geſtellt

de, und daß die Garniſon deshalb als offener Feind zu be
en ſei. Dieſe Unterſtellung, einmal ausgeſprochen und in
tauſendköpfige Verſammlung geſchleudert, ging nun in

nächſten Tagen wie ein Lauffeuer durch die Stadt und hat
dazu beigetragen, zwiſchen einem großen Teil der Bevölke
h und der Truppe eine Kluft zu ſchaffen, welche die Quelle
et neuer Mißſtimmung wurde. Dieſe Unterſtellung gab
rbolutionären Proletariat ſpäter auch den Vorwand zu der
ung, daß es ſich zum Schutze der bedrohten Verfaſſung
wem bedroht habe bewaffnen müſſen, da die Halleſche
ſſon ja auf ſeiten der Kappleute ſtehe. Wenn Dr. Schreiber
verbotene Verſammlung unter freiem Himmel nicht abge

en hätte, würde ein großes Maß von Unruhe nicht in die
öllerung getragen worden ſein. Hier in dieſer Ver
ünlung fiel das Stichwort, das den bis da
nur verwirrten Maſſen die Richtſchnur des.ndelns gab in Berlin war auf nicht verfaſſungsmäßi
Vege eine neue Regierung erſtanden, die Halleſche Garni
war gekauft worden, ſich hinter dieſe Regierung zu ſtellen,
var die Verfaſſung auch von Halle aus bedroht. Wenn von
katiſcher Seite immer wieder in Wort und Schrift gefor
virde, die Verfaſſung zu ſchützen, ſo wußte man jetzt, wie

Einwohnerwehr.

derung.
Hauptmann Nagel, hierauf zu bedenken gab, daß durch ſolche

das in Halle geſchehen mußte, nämlich durch Bekämpfung
der Truppen. Die ſich bewaffnenden Arbeiter konnten ſich
darauf berufen, daß ſelbſt das demokratiſche Bürger
t um bei ihrem Kampfe gegen die Garniſon hinter ihnen ſteht,
ja ſogar zuerſt dazu aufgefordert hatte. Das mußte ihnen
nicht nur das Gewiſſen erleichtern, ſondern ſie zu ihrem Vor-
gehen geradezu ermuntern. Durch dies ſich über Geſetze und
Verordnungen hinwegſetzende Verhalten der Demokraten muß-
ten die Unabhängigen geradezu angeſtachelt werden, ebenſo zu
handeln, wenn ſie ſich nicht nachſagen laſſen wollten, zu feige
zu ſein, gegen die Kappleute aufzutreten, wenn „zwirnsfädene
Verordnungen“ entgegenſtünden.

4. Hatte der Abgeordnete Dr. Schreiber hierdurch ſchon in
bedenklicher Weiſe das Anſehen ſtagtlicher Geſetze untergraben
und die Achtung vor der Staatsautorität in den ſozialiſtiſchen
Maſſen erſchüttert, ſo ging er nun einen Schritt weiter, indem
er in der Truppe ſelbſt den Autoritätsgedanken zu ver-
nichten unternahm. Sogleich nach ſeiner Entlaſſung aus der
Schutzhaft ſuchte er eine Beſprechung unter vier Augen mit dem

Major Geiſeler. Er hat ſich bei dem Major G. als Republikaner
angebiedert, den Major G. auch als einen Offizier angeſprochen,
dem man ja vertrauen könne, und der eigentlich das Kommando
in Halle übernehmen müſſe. Da Dr. Schreiber wußte oder
wiſſen mußte, daß Oberſt Czettritz gar nicht daran denkt, auf
den Wunſch irgendeines Ziviliſten hin von ſeinem Poſten
zutreten, konnte die Zumutung Dr. Schreibers an den Major
Geiſeler gar nicht anders als dahin gehen, den Oberſt
Czettritz gewaltſam abzuſetzen und ihn mög
licher weiſe zu verhaften. So iſt dieſe „unter vier
Augen“ geführte Unterredung von dem Major Geiſeler auch
aufgefaßt worden, denn er hat ſich ſofort zu dem Oberſten
Czettritz begeben und dieſem mit Entrüſtung dienſtlich ge
meldet, welchen ſauberen Plan der Herr Dr. Schreiber ihm
zur Ausführung unterbreitet hatte. Ein ſolches Verhalten kann
gar nicht anders als der Verſuch der Aufwiegelung des
Untergebenen gegen den Vorgeſetzten aufgefaßt werden, und
dazu noch in beſonders kritiſcher Zeit und unter erſchwexenden
Umſtänden. Denn:

a) Dr. Schreiber war damals noch nicht einmal Zivil-
kommiſſar, er kann ſich alſo nicht damit herausreden, daß er in
amtlicher Eigenſchaft verſucht habe, die Truppe unter die Füh-
rung eines ihm ſicher ſcheinenden Mannes zu bringen.

b) Major Geiſeler war nicht der dienſt- und rangälteſte
Bataillonskommandeur der Garniſon, das war vielmehr der
Major Uffert.

c) Major Geiſeler hatte zu der Zeit gar kein Truppen
kommando, ſondern war Leiter der Abwicklungsſtelle des ehe-
maligen Sicherheitspolizeibataillons, das am 29. Februar auf-
gelöſt worden war und deſſen letzte hundert Mann am 1. April
zur Entlaſſung kommen ſollten.

Selbſt wenn Dr. Schreiber erſt als Zivilkommiſſar
zu dem Major Ulfert gegangen wäre, um mit dieſem nach
dem ordnungsmäßigen Rücktritt des Oberſten Czett-
ritz wegen der Uebernahme des Kommandos zu ſprechen, würde
man bedenklich den Kopf ſchütteln müſſen, da ein Zivilkommiſſar
mit der Beſetzung militäriſcher Stellen nichts zu tun hat. Jm
vorliegenden Falle aber bedeutet die Tat Dr. Schreibers gerade-
zu eine Unerhörtheit! Wie ſoll die Diſziplin in der Truppe
aufrechterhalten werden, wie ſoll die Achtung vor der Autorität
erhalten bleiben, wie will man Meutereien verhindern und das
geſamte Beamtentum moraliſch intakt halten, wenn ein
bürgerlicher Abgeordneter ein derartig verwerfliches
Beiſpiel gibt! Eine „Unterredung“ über ſolche Sache unter vier
Augen kann nur deshalb geſucht worden ſein, weil Dr. Schreiber
in dem Major Geiſeler einen Menſchen ſeines Geiſtes vermutete,
mit dem man, wenns niemand ſieht, ſozuſagen auf Nebenwegen
der Korrektheit wandeln könne. Als Dr. Schreiber erkannte,
daß dieſe Unterredung in jeder Hinſicht ein Mißerfolg für ihn
warx, hatte er noch die Stirn, den Major zu fragen, an welchen
Offizier er ſich denn nun wenden könne, worauf ihm entgegnet
wurde, daß er in Halle einen Offizier, wie er ihn ſuchte, wohl
überhaupt nicht finden würde Nach dem Verlauf dieſer
Unterredung ſcheint Dr. Schreiber aber doch gelinde Gewiſſens
bedenken bezüglich dieſes Aufwiegelungsverſuches bekommen zu
haben, denn er bat den Major Geiſeler mehrmals inſtändig,
daß der Jnhalt dieſer Unterredung doch „unter uns“ bleiben
möchte. Die Antwort des Majors aber war die dienſtliche Mel
dung bei ſeinem Vorgeſetzten.

5. Einen zweiten Verſuch, die Achtung vor ſtaatlichen Ge
ſetzen in der Truppe zu untergraben, unternahm Dr. Schreiber
in ſeiner Eigenſchaft als Zivilkommiſſar der Regie-
rung gelegentlich der Beratungen über die Umbildung der

Die Achterkommiſſion hatte die Forderung
geſtellt, daß von allen in der Kommiſſion vertretenen Parteien

alſo auch von Unabhängigen und Kommuniſten eine An
zahl von Parteiangehörigen in die Einwohnerwehr aufzunehmen
ſeien, und Dr. Schreiber befürwortete dieſe widerrechtliche For

Als der Generalſtabsoffizier beim Garniſonkommando,

Art der Umgeſtaltung der Einwohnerwehr doch gegen die be-
ſtehenden Beſtimmungen des Miniſteriums des Jnnern ver-
ſtoßen würde, entgegnete Dr. Schreiber ſelbſtherrlich: Darauf
kommt es gar nicht an Man geht wohl nicht fehl in
der Annahme, daß der mit einem ſtaatlichen Amt verſehene

„bürgerliche Abgeordnete durch ſolches Verhalten das Anſehen
ſtaatlicher Organe untergraben und die Staats
autorität aufs ſchwerſte erſchüttern mußte, namentlich gegen-
über den in der Kommiſſion ſitzenden ungabhängig-kommuniſtiſchen
Mitgliedern, die durch das Vorgehen des Demokraten Dr. Schrei
ber in ihrer bekannten Auffaſſung, daß man über Verordnungen
der demokratiſch ſozialiſtiſchen Regierung nicht ſtolpern dürfe,
geradezu beſtärkt werden mußten.

6. Aber nicht nur in der Truppe, ſondern auch in der Be
amtenſchaft hat Dr. Schreiber das Anſehen der Staats
autorität zu erſchüttern verſucht. Als Zivilkommiſſar hat

Dr. Schreiber eine Beamtin der Aufſicht des öffentlichen Fern
ſprechweſens dahin überredet, alle Geſpräche abzuhören bezw.
abhören zu laſſen, welche über den Zivilkommiſſar in Halle ge
führt werden würden und dieſem von dem Jnhalt derſelben
Mitteilung zu machen, desgleichen zu verhindern, daß Geſpräche
des Zivilkommiſſars ſelbſt von keiner anderen Seite mitgehört
werden können. Um die Bedenken der Beamtin gegen eine der-
artige Pflichtverletzung zu unterdrücken, hat Dr. Schreiber ihr
verſichert: „Es ſoll Jhr Schade nicht ſein Selbſt im
harmloſeſten Falle läßt dieſe Zuſicherung doch nur die Deutung
zu, daß Dr. Schreiber in ſeiner Eigenſchaft als Abgeordneter
und Zivilkommiſſar allen Einfluß in Berliner Miniſterien auf-
bieten würde, um zu verhindern, daß dieſe Beamtin infolge
ihres pflichtwidrigen Verhaltens die Strafe treffe, die ver-
hängt werden muß, wenn die Oberpoſtdirektion von dieſem
Vorkommnis Kenntnis erhalten ſollte. Daß allein ſchon dadurch
eine Lockerung der unbedingt notwendigen Diſziplin in der Be-
amtenſchaft eintreten muß, ſowie eine Schwächung des Pflicht-
gefühls und Verantwortungsbewußtſeins, wodurch Erſcheinun-

gen von Korruption in der Staatsverwaltung und im öffent-
lichen Leben hervorgerufen werden müſſen, verſteht ſich von
ſelbſt. Aber die Zuſicherung „Es ſoll Jhr Schade nicht ſein“
läßt auch eine Deutung poſitiven Jnhalts zu. Darin kann nicht
nur ein Abwenden, ſondern auch ein Zuwenden liegen. Man
denkt da unwillkürlich an Erzberger. Vielleicht ſah Dr. Schre:
ber ſich während der Märzunruhen im Geiſte ſchon als Miniſter.

Wie uns mitgeteilt wird, haben ſowohl die Garniſonverwal-
tung wie die Poſtverwaltung Kenntnis von dieſem Vorgang,

II. Der Wahrheitsfanatiker
Die zweite Forderung, welche man an Perſönlichkeiten

ſtellen muß, die das Volk als ſeine Vertreter in die Parlamente
entſendet, iſt unbeirrbare und unerbittliche Wahrhaftig-
keit. Die deutſche Politik der letzten Jahre im beſonderen und
das deutſche Volksleben im allgemeinen kranken daran, daß die
verantwortlichen Führer nicht den Mut aufbringen, den wirk-
lichen Tatſachen ins Geſicht zu ſehen, ſondern mit einem Syſtem
der Vertuſchung eigenſüchtig handeln und damit das Uebel nur
noch vergrößern. Es iſt eine Politik der Halbheit, Zaghaftigkeit
und Feigheit, geboren aus innerer Unwahrhaftigkeit, die ihre
verderblichen Folgen auch auf das öffentliche Leben des Volkes
übertragen muß. Wenn der einfache Mann im Volke ſieht, wie
nicht nur die Geſamtpolitik des Staates innerlich unwahr iſt,
ſondern auch die erwählten Vertreter, die doch edelſte Ausleſe

ſein ſollten, in ihren Einzelhandlungen willkürlich mit der
Wahrheit umſpringen, ſo muß das notwendig auch ſein eigenes
Handeln unheilvoll beeinfluſſen und die Geſamtmoral des
Volkes ſchließlich herunterdrücken. So unbedingt man fordern
muß, daß der Bevölkerung von ihren Abgeordneten auch im
Punkte der Wahrheitsliebe ein vorbildliches Beiſpiel gegeben
werde, ſo wenig kann feſtgeſtellt werden, daß der Abgeordnete
Dr. Schreiber dieſer Forderung zu entſprechen in der Lage iſt.
Wer das Verhältnis Dr. Schreibers zur Wahrheit ins Auge
faßt, wird es auch erklärlich finden, wie dieſer Mann die
Staatsautorität ſchwächen und die Achtung vor ſtaatlichen
Organen und Geſetzen gefährden konnte. Schon aus einer
Zuſammenſtellung der Verſtöße gegen die Wahrheit, die wäh-
rend des laufenden Jahres bekannt geworden ſind, wird her-
vorgehen, daß Dr. Schreiber nicht zu den Edelſten der deutſchen
Nation und darum auch nicht in ein deutſches Parlament gehört.

1. Als Dr. Schreiber vom Reichskommiſſar Hörſing zum
Zivilkommiſſar ernannt worden war, erließ er am 18. März
eine Bekanntmachung an die Bevölkerung Halles, in der u. g.
der folgende Abſatz vorkam: „Der bisherige Garniſon-
älteſte, Herr Oberſt Czettritz, hat ſein Amt
zur Verfügung geſtellt. Alle militäriſchenBefehle erfolgen im Einvernehmen mit mir.“
Stellt der zweite Satz eine offenbare Anmaßung des Zivil-
kommiſſars dar, die dieſem in den nächſten Tagen ſelbſt zum
Bewußtſein gekommen iſt, ſo enthält der erſte Satz eine direkte
wahrheitswidrige Behauptung. Am Tage vorher hatte
Dr. Schreiber zwei Verſuche zur Beſeitigung des Oberſten
Czettritz gemacht, die beide mißlangen, und dabei in voller Ein
deutigkeit erfahren, daß Oberſt Czettritz gar nicht
daran dachte, ſein Amt zur Verfügung zu
ſtellen. Trotzdem wurde das Gegenteil davon vom Zivil-
kommiſſar behauptet und dieſe Unwahrheit öffentlich verbreitet.

2. Jn einer Zuſchrift des Zivilkommiſſars an die „Halleſche
Zeitung“, welche dieſe als „Berichtigung“ aufnehmen ſollte,
hatte Dr. Schreiber u. a. behauptet: „Unwahr iſt es, daß die
ſpäter ſo genannte Militärkommiſſion die geheimſten Dinge über
die Lage unſerer Stadt zu wiſſen bekam. Wahr iſt vielmehr,
daß über die militäriſche Lage in jener Kommiſſion niemals
geſprochen worden iſt, und daß ich das, was ich ſelbſt über die
militäriſche Lage in unſerer Stadt wußte, ſelbſtverſtändlich für
mich behalten habe.“ Auch hier behauptet Dr. Schreiber wieder

das Gegenteil der Wahrheit, denn er ſelbſt hat
wenige Tage zuvor (am Sonnabend, den 20. März) in einer
Sitzung im Oberbergamt in Gegenwart der Achterkommiſſion
über die militäriſchen Vorgänge geſprochen und dabei die ernſte
Lage der Garniſon Halle beſonders hervorgehoben.

3. Jn derſelben der „Halleſchen Zeitung geſandten Be-
richtigung“ hatte der Zivilkommiſſar weiter behauptet: „Wahr
iſt vielmehr, daß ich überhaupt zu keiner Zeit den
Truppen etwas befohlen habe, daß ich überhaupt
keine Befehlsgewalt über die Truppen hatte.“ Obwohl das
letztere zutrifft, hat Dr. Schreiber trotzdem zweimal direkte
militäriſche Befehle gegeben. Jn dem einen Fall
hatte das Garniſonkommando befohlen, daß die Saale bei
einem Vorſtoß aus weſtlicher Richtung nördlich des Hettſtedter
Bahnhofs unbedingt zu halten ſei. Dieſe Aufgabe wurde von
dem einen Unterführer durch Beſetzung der Saalebrücken, von
einem anderen durch Feuerbeherrſchung der Brücken durch
geführt. Das eine iſt ſo richtig wie das andere. Der Zivil
kommiſſar fand bei einem Ausgange die Peißnitzbrücke unbe
ſetzt. Der dort befehligende Offizier hatte auf dieſe Beſetzung
verzichtet, da die Brücke in ſtarkem feindlichem Strichfeuer lag.
Es war daher richtig und gar nicht anders lösbar, daß man die

Näheres zur Ergänzung des Bildes des Abgeordneten Dr. Schreiber findet ſich in der Schrift „KappLüttwitz-Putſch, Generalſtreik und Bürgerkrieg.
Wahrbeit über die Ereigniſſe in Halle und Mitteldeutſchland, dargeſtellt auf Grund amtlicher Dokumente“ von Helmut Böttcher, Hauptſchriftleiter der „Halleſchen Zeitung“.
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